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Teil I: Begründung 

1 Allgemeines 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Stapelfeld hat in ihrer Sitzung am 01.02.2021 die Aufstellung 

des Bebauungsplanes Nr. 21 für das Gebiet „Alte Landstraße (L 222), westlich der Autobahn 1, südlich 

der Müllverbrennungsanlage“ beschlossen. Dieser wurde ortsüblich bekannt gemacht. 

Der Bebauungsplan Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld schafft die planungsrechtliche Voraussetzung für 

einen verkehrlichen Ausbau im Bereich der Alten Landstraße (L 222).  

Die Anschlussstelle Stapelfeld an der BAB 1 weist im Bestand Defizite in der Abwicklung der Verkehre 

auf. Hierbei kommt es an der Anschlussstelle in den Hauptverkehrszeiten zu gefährlichen Rückstauef-

fekten bis auf die Verzögerungsspuren der durchgehenden Autobahn. An der AS Stapelfeld staut es 

hauptsächlich auf die Verzögerungsspur von Lübeck kommend in Richtung Hamburg zurück. Die jewei-

lige Gegenrichtung ist zeitweise ebenfalls überlastet. Der Bebauungsplan Nr. 21 schafft im Bereich der 

Gemeinde Stapelfeld die planungsrechtlichen Voraussetzungen, um einen Ausbau der L 222 zur Ver-

besserung der Leistungsfähigkeit zu ermöglichen. 

Die Aufstellung erfolgt nach dem Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I 

Nr. 221) geändert worden ist, i.V.m. der Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 

I Nr. 176) geändert worden ist, dem Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 

S. 2542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 2240), dem Landesnaturschutzge-

setz Schleswig-Holstein (LNatSchG) in der Fassung vom 24. Februar 2010 zuletzt geändert durch Art. 3 

Nr. 4 Ges. v. 06.12.2022, GVOBl. S. 1002 und der aktuellen Fassung der Landesbauordnung (LBO). 

Stand des Verfahrens 

Durch das Verfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB wird die Öffentlichkeit frühzeitig über die Inhalte der Pla-

nung informiert und kann sich hinsichtlich vorhandener Anmerkungen und Bedenken zu dem vorge-

stellten Vorhaben äußern. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan Nr. 21 

wurde im Rahmen einer öffentlichen Auslegung vom 25.10.2021 bis 05.11.2021 durchgeführt. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, 

wurden gemäß § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am 21.10.2021 schriftlich unterrichtet und zur Abgabe 

einer Stellungnahme aufgefordert. 

Das Verfahren nach § 4 Abs. 1 dient der Sondierung (sog. Scoping), indem Behörden und sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit gegeben wird, sich u.a. zum erforderlichen Umfang und De-

taillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Die eingegangenen planungsrelevanten Stellungnah-

men und Hinweise wurden geprüft und gegebenenfalls im weiteren Planungsprozess berücksichtigt. 

Am … wurde durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Stapelfeld der Entwurfs- und Auslegungs-

beschluss des Bebauungsplanes Nr. 21 gefasst. 
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Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde am … ortsüblich bekannt gemacht. 

Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom … aufgefordert, ihre 

Stellungnahme abzugeben. Die Öffentlichkeit hatte gemäß § 3 Abs. 2 BauGB Gelegenheit ihre Anre-

gungen und Hinweise zur Planung im Zeitraum vom … bis … abzugeben. 

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange hatten gemäß § 4 Abs. 2 BauGB Gelegenheit ihre Anre-

gungen und Hinweise zur Planung im Zeitraum vom … bis … abzugeben. 

Gemäß §§ 1 und 1a sowie 2 und 2a BauGB ist eine Umweltprüfung (UP) durchzuführen, deren Ergeb-

nisse in einem Umweltbericht (UB) dokumentiert werden. Der Umweltbericht wurde durch das Büro 

Bielfeldt + Berg Landschaftsplanung, 22767 Hamburg, erstellt und bildet einen gesonderten Teil dieser 

Begründung (Teil 2). 

2 Gebietsbeschreibung: Größe und Standort in der Gemeinde sowie vorhandene Nutzung 

Die Gemeinde grenzt östlich an die Hansestadt Hamburg an. Die Bundesautobahn 1 (BAB 1) verläuft 

östlich der Gemeinde Stapelfeld. Die bestehende Alte Landstraße (L 222) stellt eine direkte verkehrli-

che Verbindung zwischen der Hansestadt Hamburg und der Autobahnauffahrt zur BAB 1 im Bereich 

der Gemeinde Stapelfeld dar.  

3 Anlass der Planung 

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Autobahn GmbH des Bundes, und das Land 

Schleswig-Holstein, vertreten durch den Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr des Landes Schles-

wig-Holstein, Niederlassung Lübeck, beabsichtigt, die BAB 1 Anschlussstelle Stapelfeld zur Verbesse-

rung der Leistungsfähigkeit auszubauen. Neben dem Umbau der Rampen mit einer zusätzlichen Ab-

biegespur in Richtung Hamburg ist ein 3-spuriger Ausbau der Alten Landstraße (L 222) mit einer zu-

sätzlichen Spur in Richtung Hamburg bis einschließlich der Kreuzung Ahrensburger Weg/Groot Redder 

beabsichtigt.  

Aufgrund der schon seit längerer Zeit bekannten Defizite in der Verkehrsabwicklung an der AS Stapel-

feld wurden in einem Verkehrskonzept vom Büro Masuch + Olbrich mit Stand vom 11.07.2017 beson-

ders vor dem Hintergrund weiterer Wohn- und Gewerbeansiedlungen im Einzugsbereich Konzepte zur 

Optimierung der Verkehrssituation untersucht. 

Aufgrund der vorhandenen Verkehrssituation und der Randbedingungen aus der Bestandsbrücke bie-

ten sich demnach für eine zeitnahe Realisierung in erster Linie Anpassungen im Zuge der Landesstraße 

an, die möglichst ohne eine Brückenanpassung auskommen. 

Die Alte Landstraße (L 222) beginnt an der Landesgrenze zu Hamburg, verläuft in östlicher Richtung 

und endet mit der Einmündung der BAB 1 Anschlussrampe Ost. In östlicher Richtung wird die Straße 

als K 39 weitergeführt.  Auf der Nordseite ist der Ahrensburger Weg und auf der Südseite die Straße 

Groot Redder (K 108) an die Alte Landstraße (L 222) in einer Kreuzung angebunden. Auf der Nordseite 

ist die Westrampe der BAB 1 Anschlussstelle Stapelfeld angeschlossen.  
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Der Bebauungsplan Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld sowie die 2. Änderung und Ergänzung des Bebau-

ungsplanes Nr. 10B der Gemeinde Braak bilden als planfeststellungsersetzende Bebauungspläne die 

planungsrechtliche Grundlage für den geplanten Ausbau der L 222. 

4 Allgemeines Planungsziel 

Ziel der Planung ist es, die bestehenden Verkehrsflüsse auf der Alten Landstraße (L 222) durch geeig-

nete Umbaumaßnahmen an die zeitgemäßen Anforderungen anzupassen. 

Der Bereich der Alten Landstraße wird als Straßenverkehrsfläche festgesetzt und umfasst die beste-

hende Verkehrsfläche der L 222 sowie die angrenzenden Randbereiche. Die gehölzbewachsenen Bö-

schungen werden aus der Verkehrsfläche herausgenommen und als Grünflächen festgesetzt.  

Ergänzend erfolgt die planungsrechtliche Festsetzung einer Zufahrt in nördliche Richtung als Verbin-

dung zwischen der L 222 und der Straße „Meiendorfer Amtsweg“ innerhalb des bestehenden Gewer-

begebietes. Die weitergehende Planung der angedachten verkehrlichen Anbindung erfolgt voraus-

sichtlich im Zuge eines separaten Bauleitplanverfahrens der Gemeinde Stapelfeld. 

5 Rechtliche Rahmenbedingungen, übergeordnete planerische Vorgaben 

Die Städte und Gemeinden haben Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauli-

che Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Bauleitpläne „Flächennutzungspläne“ (vorberei-

tende Bauleitplanung) und die „Bebauungspläne“ (verbindliche Bauleitplanung) sind die Steuerungs-

instrumente der Städte/Gemeinden für eine geplante städtebauliche Entwicklung des Gemeindege-

bietes. Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 3 + 4 BauGB). 

Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Region ergeben sich aus der Fortschreibung des 

Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein 2021 und aus dem Regionalplan für den Planungsraum I 

(1998). 

Folgende planerische Vorgaben sind bei der Bauleitplanung aus den bestehenden Fachplänen zu be-

rücksichtigen. 

5.1 Fortschreibung Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2021 

Der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 ist am 17. Dezember 2021 in 

Kraft getreten. Er wurde mit Zustimmung des Landtags von der Landesregierung als Rechtsverordnung 

erlassen (Landesverordnung über den Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein – Fortschreibung 

2021 (LEP-VO 2021)). Die Fortschreibung 2021 ersetzt den Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 

2010. Sie bezieht sich auf den Zeitraum 2022 bis 2036. 

Die Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes 2021 enthält für die Gemeinde Stapelfeld die nach-

folgenden Darstellungen: 
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Abbildung 1: Ausschnitt Fortschreibung LEP 2021,  

Quelle: www.schleswig-holstein.de 

 

− die Gemeinde Stapelfeld liegt im Ord-

nungsraum um die Hansestadt Ham-

burg 

− die Gemeinde Stapelfeld liegt auf ei-

ner Landesentwicklungsachse 

− die Gemeinde Stapelfeld liegt in einem 

10 km-Umkreis um die Mittelzentren 

Reinbek und Ahrensburg 

− die Gemeinde Stapelfeld liegt im un-

mittelbaren Anschluss an die BAB 1 

− die Gemeinde Stapelfeld liegt inner-

halb eines Entwicklungsraumes für 

Tourismus und Erholung 

− nordwestlich der Gemeinde Stapelfeld 

verläuft eine Biotopverbundachse auf 

Landesebene 

 

Ordnungsräume 

In den Ordnungsräumen sollen die Standortvoraussetzungen für eine dynamische Wirtschafts- und Ar-

beitsplatzentwicklung weiter verbessert werden. Hierzu soll die Kommunikationsinfrastruktur weiter-

entwickelt werden und es sollen die Anbindungen an die nationalen und internationalen Waren- und 

Verkehrsströme über Schiene und Straße sowie über Luft- und Schiffsverkehrswege gesichert und be-

darfsgerecht ausgebaut werden. Flächen für Gewerbe- und Industriebetriebe sowie für Wohnungsbau 

sollen in ausreichendem Umfang vorgehalten werden. (2.2, 2G, Fortschreibung LEP 2021). 

In den Ordnungsräumen besteht für benachbarte Städte und Gemeinden bei Planungen für Wohnen, 

Gewerbe, Einzelhandel, Verkehr, Infrastruktur und zur Freiraumgestaltung ein erhöhtes Abstimmungs- 

und gemeinsames Planungserfordernis. Sie sollen hier verstärkt zusammenarbeiten und dabei mög-

lichst interkommunale Vereinbarungen zur Siedlungsentwicklung (…) treffen. (2.2, 4G, Fortschreibung 

LEP 2021). 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld grenzt unmittelbar westlich an 

das Gemeindegebiet der Gemeinde Braak. Die sowohl in der Gemeinde Stapelfeld als auch Braak be-

findlichen Gewerbeflächen sind über den bestehenden Autobahnzubringer zur BAB 1 unmittelbar an 

die überregionale Infrastruktur angebunden. Die Alte Landstraße (L 222) bindet die bestehenden Ge-

werbegebiete zusätzlich an die Hansestadt Hamburg an. 

Auf Grundlage des Bebauungsplanes Nr. 21 erfolgt eine Verbesserung der entsprechenden Leistungs-

fähigkeit der L 222 als überregionale Anbindung. 
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Zur Flächenvorsorge für Gewerbe und Industrie 

Alle Gemeinden können unter Beachtung ökologischer und landschaftlicher Gegebenheiten eine be-

darfsgerechte Flächenvorsorge für die Erweiterung ortsansässiger Betriebe sowie die Ansiedlung orts-

angemessener Betriebe treffen. 

Vor der Neuausweisung von Flächen sollen in den Gemeinden Altstandorte, Brachflächen und Konver-

sionsstandorte in städtebaulich integrierter Lage genutzt werden. Es soll darauf geachtet werden, dass 

Flächen sparend gebaut wird, die Gewerbeflächen den Wohnbauflächen räumlich und funktional sinn-

voll zugeordnet sind und dass insbesondere exponierte Standorte qualitativ hochwertig gestaltet wer-

den. (3.7, 1G, Fortschreibung LEP 2021). 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld grenzt unmittelbar westlich an 

das Gemeindegebiet der Gemeinde Braak. Die sowohl in der Gemeinde Stapelfeld als auch Braak be-

findlichen Gewerbeflächen sind über den bestehenden Autobahnzubringer zur BAB 1 unmittelbar an 

die überregionale Infrastruktur angebunden. Die Alte Landstraße (L 222) bindet die bestehenden Ge-

werbegebiete zusätzlich an die Hansestadt Hamburg an. 

Auf Grundlage des Bebauungsplanes Nr. 21 erfolgt keine Neuausweisung gewerblicher Bauflächen. 

 

Zu interkommunalen Vereinbarungen zur Siedlungsentwicklung 

Kommunen sollen bei der wohnbaulichen und gewerblichen Entwicklung verstärkt zusammenarbeiten. 

Auch bei räumlichen Planungen im Bereich der Daseinsvorsorge, beim Einzelhandel, beim Verkehr so-

wie der Freiraumsicherung soll zunehmend gemeindeübergreifend agiert werden. 

Durch freiwillige interkommunale Vereinbarungen kann die Zusammenarbeit auf eine verbindliche 

Grundlage gestellt werden. Interkommunale Vereinbarungen sollen einen Interessensausgleich zwi-

schen den beteiligten Städten und Gemeinden herbeiführen. (3.8, 1G, Fortschreibung LEP 2021). 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld erfolgt in enger Abstimmung zur 

Aufstellung der 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 10B der Gemeinde Braak, um 

die verkehrliche Anbindung der bestehenden gewerblichen Bauflächen den Anforderungen entspre-

chend auszubauen und die hierfür erforderlichen planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. 

 

Zu Mobilität und Verkehr 

In Schleswig-Holstein soll eine raum- und energiesparende, emissionsarme, vernetzte, flexible, mög-

lichst weitreichend barrierefreie, verlässliche und gleichzeitig bezahlbare Mobilität unter Berücksichti-

gung klima- und umweltpolitischer Ziele realisiert werden. Dabei sollen die Bedürfnisse der Menschen 

in den einzelnen Lebens- und Wirtschaftsräumen, technische Innovationen sowie die Ziele einer vermin-

derten Flächeninanspruchnahme (Kapitel 3.9 Absatz 3) berücksichtigt werden. 

Ein leistungsfähiges und gut vernetztes Verkehrssystem soll Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Arbeits-

plätze und die Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen am gesellschaftlichen Leben sicherstellen. (4.3, 1G, 

Fortschreibung LEP 2021). 
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Zum Straßenverkehr 

Wegen der hohen Bedeutung des Individualverkehrs im Flächenland Schleswig-Holstein und erheblicher 

Verkehrszuwächse, die im Planungszeitraum noch zu erwarten sind, soll das bestehende Straßennetz 

bedarfsgerecht weiterentwickelt werden. Dabei sollen Erhalt und Sanierung des Straßennetzes Vorrang 

haben. Der Neubau oder Ausbau soll sich auf Maßnahmen konzentrieren, die für die Entwicklung 

Schleswig-Holsteins aber auch für die leistungsfähige Abwicklung des Verkehrs eine besondere Bedeu-

tung haben. Bei Ausbau und Neubaumaßnahmen soll die Schaffung von Voraussetzungen für alterna-

tive Antriebe berücksichtigt werden. (4.3.1 1G, Fortschreibung LEP 2021). 

Das Netz der überregionalen Straßenverkehrsverbindungen (Bundesautobahnen und Bundesstraßen) 

ist in der Hauptkarte dargestellt. Es kann seiner Funktion nur gerecht werden, wenn es durch regionale 

Straßenverkehrsverbindungen mit den einzelnen Räumen des Landes sinnvoll verbunden ist. Dazu ge-

hören insbesondere auch die Straßenzüge, die zugleich Zubringer zu den Bundesautobahnen sind, die 

Querverbindungen in den Ordnungsräumen zur Entlastung der Verdichtungsräume sowie die für den 

Tourismus wichtigen ergänzenden Verbindungen. (4.3.1 2G, Fortschreibung LEP 2021). 

Der Bebauungsplan Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld sowie die 2. Änderung und Ergänzung des Bebau-

ungsplanes Nr. 10B der Gemeinde Braak schaffen die aufeinander abgestimmten planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für den Ausbau der bestehenden Infrastruktur, um diese an die zeitgemäßen Anfor-

derungen der gewerblichen Entwicklung anzupassen. 

 

Zum Rad- und Fußverkehr 

Der Rad- und Fußverkehr soll als wichtiger Bestandteil der umweltfreundlichen individuellen Mobilität 

im ganzen Land entwickelt werden. Der Anteil des Radverkehrs am Gesamtverkehrsaufkommen soll 

deutlich erhöht werden. (4.3.6, 1G, Fortschreibung LEP 2021) 

Die Attraktivität und Sicherheit des Fahrradfahrens im Alltag, auf dem Weg zur Schule oder Arbeits-

stätte, in der Freizeit und im Urlaub sollen erhöht werden. Dafür sollen Radverkehrsanlagen ertüchtigt 

und bedarfsgerecht neu-, um- und ausgebaut werden. Insbesondere soll die Verknüpfung des Rad- und 

Fußverkehrs mit dem Öffentlichen Personenverkehr verbessert werden (4.3.6, 2G, Fortschreibung LEP 

2021) 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld sowie 

der 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 10B der Gemeinde Braak umfassen die Flä-

chen eines straßenbegleitenden Fuß- und Gehweges zur Berücksichtigung des Rad- und Fußverkehrs 

als Anbindung der bestehenden gewerblichen Flächen an die regionale Infrastruktur. 

Das Vorhaben des Bebauungsplanes Nr. 21 steht den Zielen und Grundsätzen des 2. Entwurfs der Fort-

schreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein nicht entgegen. 

5.2 Regionalplan Schleswig-Holstein Süd 

Der Regionalplan Schleswig-Holstein Süd umfasst die Kreise Pinneberg, Segeberg, Stormarn und Her-

zogtum Lauenburg. 
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Abbildung 2: Ausschnitt Regionalplan Süd, Quelle: 

www.schleswig-holstein.de 

 

In der Gemeinde Stapelfeld als Standort der Müll-

verbrennungsanlage (MVA) kommt eine zusätzli-

che Ansiedlung von Gewerbebetrieben in Be-

tracht, wenn diese Prozesswärme aus der MVA 

abnehmen oder auf die Zusammenarbeit ange-

wiesen sind. Dem sich hieraus ergebenden zu-

sätzlichen Wohnbedarf ist durch Ausweisung von 

Wohnbauflächen Rechnung zu tragen. Der auf 

dem Gemeindegebiet Stapelfelds gelegene Teil 

des naturnahen ehemaligen Standortübungs-

platzes Höltigbaum ist als Naturschutzgebiet 

ausgewiesen. Eine naturverträgliche Erholungs-

nutzung in Teilbereichen steht zu den Zielen des 

Naturschutzes hier nicht im Widerspruch. (5.6, 

RP Süd) 

Das geplante Vorhaben des Bebauungsplanes Nr. 21 steht den Zielen des Regionalplanes Süd nicht 

entgegen. Durch die planungsrechtliche Vorbereitung des Straßenausbaus der L 222 erfolgt die Be-

rücksichtigung der erfolgten gewerblichen Entwicklung im Rahmen der weiteren Siedlungsentwick-

lung. 

5.3 Flächennutzungsplan der Gemeinde Stapelfeld (1982) 

Der derzeit wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Stapelfeld stellt den Bereich der heutigen 

L 222 als überörtliche Hauptverkehrstrasse dar.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 3: Flächennutzungsplan Gemeinde Stapelfeld 

(1982), Quelle: Geoportal Kreis Stormarn 

 

Die zwischenzeitlich erfolgte bauliche Entwick-

lung nördlich der L 222 wurde durch die Aufstel-

lung entsprechender Flächennutzungsplanände-

rungen auf Ebene der vorbereitenden Bauleit-

planung vorgesehen, um dem Grundsatz gemäß 

§ 8 Abs. 2 BauGB zu folgen. 
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5.4 An das Plangebiet angrenzende Bebauungspläne 

Nördlich an die L 222 grenzen gewerbliche Bauflächen an, welche durch den Bebauungsplan Nr. 10 

sowie die weiteren rechtskräftigen Änderungen überplant sind. 

Abbildung 4: Bebauungsplan Nr. 10 der Gemeinde Stapel-

feld, Quelle: Geoportal Kreis Stormarn 

Abbildung 5: 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 der 
Gemeinde Stapelfeld, Quelle: Geoportal Kreis Stormarn 

 

Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 der Gemeinde Stapelfeld setzt die Flächen nördlich der 

L 222 als Gewerbegebiet fest. 

Um den geplanten Ausbau der Straßenverkehrsfläche sowie des Geh- und Fahrradweges planungs-

rechtlich zu ermöglichen, erfolgt eine geringfügige Überplanung des bestehenden Bebauungsplanes 

Nr. 10 der Gemeinde Stapelfeld. 

Die im Zuge der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 vorgesehene Straßenverkehrsfläche wurde 

im Zuge der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 erneut als Gewerbegebiet überplant. 

Um den zusätzlichen verkehrlichen Anschluss in nördliche Richtung im Zuge des Bebauungsplanes 

Nr. 21 zu ermöglichen, erfolgt eine geringfügige Rücknahme der im Ursprungsbebauungsplan festge-

setzten Baugrenzen. Die im Bebauungsplan Nr. 10 der Gemeinde Stapelfeld enthaltenen grünordneri-

schen Festsetzungen werden soweit es möglich ist in die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 21 

übernommen. 

Gegenwärtig erfolgt seitens der Gemeinde Stapelfeld zudem die Aufstellung des Bebauungsplanes 

Nr. 19 „Gebiet der Müllverbrennungsanlage Stapelfeld (MVA) und der angrenzenden Flächen, nördlich 

der Alten Landstraße (L 222), östlich des Ahrensburger Weges, südlich des Meiendorfer Amtsweges 

und westlich der Autobahnabfahrt Stapelfeld“ zur Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes „erneu-

erbare Energien und Gewerbe“ sowie von Flächen für die Ver- und Entsorgung. Die Abgrenzung der 

Geltungsbereiche der Bebauungspläne Nr. 21 und 19 sind aufeinander abgestimmt. 
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6 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Als planfeststellungsersetzender Bebauungsplan sind die textlichen Festsetzungen des Bebauungspla-

nes darauf ausgerichtet die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den geplanten Ausbau der L 222 

zu schaffen. 

Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 10 mit seinen rechtskräftigen Änderungen blei-

ben ausgenommen der nun neu festgelegten Straßenbegrenzung mit entsprechender Rücknahme der 

Baugrenzen unverändert wirksam. 

6.1 Art baulichen Nutzung 

6.1.1 Gewerbegebiet 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind Einzelhandelsbetriebe nur zulässig, sofern es sich um Verkaufsstätten 

für selbst produzierte oder bearbeitete Produkte von ansässigen Handwerks- oder Produktionsbetrie-

ben handelt, die im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang zu dem ansässigen Handwerks- oder 

Produktionsbetrieb stehen und die Summe der Verkaufs- und Ausstellungsfläche unter der Größe der 

Geschossfläche des Handwerks- oder Produktionsbetriebsteils bleibt. 

Die nördlich der L 222 gelegenen gewerblichen Bauflächen des Bebauungsplanes Nr. 10 sowie seiner 

rechtswirksamen Änderungen werden aufgrund der veränderten Straßenführung in die Planung über-

nommen. Aufgrund der Verbreiterung der Straßenverkehrsfläche sowie der angedachten verkehrli-

chen Anbindung in nördliche Richtung erfolgt eine geringfügige Verkleinerung des festgesetzten Ge-

werbegebietes. 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 16 Abs. 2 und 6 und 18 Abs. 1 BauNVO) 

Innerhalb des Gewerbegebietes (GE) werden maximal festgesetzte Gebäudehöhen (GH) durch Höhen-

angabe über Normalhöhennull (NHN) festgesetzt. Die Gebäudehöhe entspricht dem höchsten Punkt 

des Gebäudedachs bzw. der Oberkante Attika. 

Die festgesetzte Gebäudehöhe darf ausnahmsweise um bis zu 5,0 m für technische Aufbauten auf 

höchstens 20% der Gebäudefläche überschritten werden. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 10, welcher anteilig in den Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes Nr. 21 einbezogen wird, werden inhaltlich übernommen. Aufgrund der Lage des ursprüng-

lichen Höhenbezugspunktes außerhalb des Plangebietes erfolgt die Festsetzung der zulässigen Gebäu-

dehöhen durch Höhenangabe über Normalhöhennull (NHN). Inhaltliche Änderungen ergeben sich 

durch die Aufnahme der Teilfläche lediglich in Bezug auf die Abgrenzung der Baugrenzen. 

6.2.1 Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 + 23 BauNVO) 

Die im Zuge des Bebauungsplanes Nr. 10 sowie dessen 4. Änderung festgesetzten Baugrenzen werden 

in ihrem grundsätzlichen Verlauf in das Vorhaben des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Stapel-
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feld übernommen. Aufgrund der Verbreiterung der Straßenverkehrsfläche sowie der angedachten ver-

kehrlichen Anbindung in nördliche Richtung erfolgt eine geringfügige Verkleinerung der bislang fest-

gesetzten Baugrenzen. 

6.3 Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Innerhalb des Gewerbegebietes (GE) ist das unbelastete Niederschlagswasser über die in der 4. Ände-

rung des Bebauungsplanes Nr. 10 festgesetzte Fläche zur Regenrückhaltung der natürlichen Vorflut 

zuzuführen. 

Für die Teilfläche des Gewerbegebietes, welches in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 21 

der Gemeinde Stapelfeld aufgenommen wurde, erfolgt die Beibehaltung der ursprünglichen Nieder-

schlagswasserbeseititung. 

6.4 Verkehrsfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Die Straßenverkehrsfläche der „Alten Landstraße“ (L 222) wird entsprechend der vorgesehenen Aus-

bauplanung als Straßenverkehrsfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt, um die entsprechend 

erforderlichen planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. 

Die vorhandenen Trassenverläufe der L 222/ K 39 (Alte Landstraße) und der Anschlussrampen der BAB 

bleiben unverändert erhalten. Die erforderliche Fahrbahnverbreiterung der L 222/K 39 (Alte Land-

straße) erfolgt gemäß Vorgabe des LBV aus Gründen der Baudurchführung und weitestgehender Auf-

rechterhaltung des Verkehrs überwiegend auf der Nordseite. Die Verbreiterung der Rampen ist auf der 

Kurveninnenseite vorgesehen. 

Die Planung erfolgt gemäß den Richtlinien für die Anlage von Landstraßen (RAL), Ausgabe 2012.   

Die L 222 wird im Baubereich nach RIN der Straßenkategorie LS II (überregionale Verbindungsfunkti-

onsstufe) zugeordnet. Gemäß Tabelle 7 der RAL ergibt sich eine Entwurfsklasse EKL 2. Die grundsätzli-

chen Gestaltungsmerkmale gemäß Tabelle 9 werden weitestgehend eingehalten. Die Querschnitts-

breiten werden gemäß RAL für die Entwurfsklasse EKL 2 festgelegt. Die Gestaltung der Knotenpunkte 

erfolgt gemäß RAL und bleibt bis auf die Anordnung einer zusätzlichen Fahrspur im Grundsatz unver-

ändert erhalten. Zur Reduzierung des Unterhaltungsaufwandes werden die Verkehrsinseln, wie bereits 

zum Teil vorhanden, mit Betonpflaster befestigt. Die Knotenpunkte sind mit Lichtsignalanlagen ausge-

stattet. Diese sind entsprechend der neuen Spuraufteilung anzupassen.  Der Radverkehr wird, wie vor-

handen, auf einem separaten Radweg geführt. 

6.5 Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Im östlichen Teil des Plangebietes sowie auf den entsprechend angrenzenden Flächen im Geltungsbe-

reich der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 10B der Gemeinde Braak erfolgt die 

Festsetzung einer Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Regenrückhal-

tebecken“. 
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Auf die weitergehenden Ausführungen zur geplanten Niederschlagswasserbeseitigung wird ergänzend 

verwiesen. 

6.6 Ausschluss luftverunreinigender Stoffe 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB) 

Im Gewerbegebiet ist die Nutzung fossiler Brennstoffe (Erdöl, Kohle, Erdgas) für Heizzwecke unzulässig. 

Entsprechend der rechtswirksamen 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 erfolgt eine Übernahme 

zum Ausschluss der Nutzung fossiler Brennstoffe für die Teilfläche des Gewerbegebietes, welchen in 

den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 21 übernommen wurde. 

Eine inhaltliche Änderung ergibt sich für die entsprechende gewerbliche Teilfläche nicht. 

7 Grünordnung 

7.1 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Zur Beleuchtung innerhalb des Gewerbegebiets dürfen nur insektenschonende Leuchten (Gelblicht) mit 

LED oder höherer Energieeffizienz Verwendung finden. 

Die Flächen innerhalb der Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, mit der 

Kennzeichnung „Knickschutz“ (KS) (Darstellung gem. 4. Änd. B-Plan Nr. 10) sind als naturnahe Rasen- 

oder Wiesenfläche extensiv zu unterhalten. Die Flächen sind von jeglichen baulichen Anlagen freizuhal-

ten. Ein Ablagern von Materialien, ständiges Befahren oder Abgrabungen sowie Aufschüttungen jeder 

Art sind unzulässig. 

Die Verwendung von insekten- und fledermausfreundlichen vollabgeschirmten Beleuchtungskörpern 

berücksichtigt die im Zuge der artenschutzrechtlichen Prüfung ermittelten artenschutzrechtlichen Ver-

meidungsmaßnahmen. Die vollständige artenschutzrechtliche Prüfung liegt dem Umweltbericht als 

Anlage bei. Auf die weitergehenden Ausführungen des Umweltberichtes wird ergänzend verwiesen. 

Um die Beeinträchtigungen der in den Randbereichen bestehenden Knickstrukturen zu unterbinden, 

werden Knickschutzstreifen zwischen der Bebauung und den Gehölzbeständen festgesetzt. Die Knick-

schutzstreifen sind als naturnahe Rasen- oder Wiesenfläche extensiv zu unterhalten und von sämtli-

chen baulichen Anlagen, Versiegelungen sowie Auf- und Abgrabungen freizuhalten.  

Auf die weiterführenden Erläuterungen des Umweltberichtes wird ergänzend verwiesen. 
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7.2 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für Be-

pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen so-

wie von Gewässern  

(§ 9 Abs.1 Nr. 25 a+b BauGB) 

Innerhalb der Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern sind die Gehölzflächen als Erhaltungsgrün (EG) 

auch bei erforderlichen Rückschnitten in ihrer natürlichen Wuchsform auf Dauer zu erhalten. 

Innerhalb der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit der 

Kennzeichnung 'a' ist eine heckenartige Gehölzpflanzung als Abschirmgrün (ASG) durchzuführen. Es 

sind standortgerechte Laubgehölze und kleinkronige Laubbaumarten zu pflanzen. 

Der anzupflanzende Knick mit der Kennzeichnung 'b' ist mit einem Knickwall mit einer Höhe von 1 m bei 

einer Breite von 2,5 bis 3 m am Knickfuß und einer 1,2 bis 1,5 m breiten Krone anzupflanzen, die Wall-

krone ist mit einer Pflanzmulde zu versehen. Die Bepflanzung erfolgt zweireihig mit gebietsheimischen 

Gehölzen des für die Region typischen Schlehen-Hasel-Knicks. Alle 30 m erfolgt die Anpflanzung einer 

gebietsheimischen Stieleiche zur Entwicklung als Überhälter. 

Innerhalb der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit der 

Kennzeichnung 'c' ist die Anlage von Leitstrukturen für Fledermäuse vorgesehen. Die geplante Anlage 

erfolgt durch die Pflanzung einer min. 5 m breiten Gehölzreihe mit einer dauerhaften Höhe von min. 3 

Meter über Gelände. Sofern die Gehölzstrukturen zu Betriebsbeginn der Straße nicht funktionsfähig 

sind, erfolgt eine provisorische Leiteinrichtung mit einer Höhe von mind. 3 Meter. 

Die zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und bei Ab-

gang durch Neupflanzungen zu ersetzen. Im Wurzelbereich der Bäume (Kronentraufe plus 1,50 m) sind 

Versiegelungen, Abgrabungen sowie Aufschüttungen jeder Art, ein Ablagern von Materialien und stän-

diges Befahren unzulässig. 

Zum Erhalt von zwei Eichen östlich des Groot Redder mit der Kennzeichnung 'd' erfolgt der Einbau von 

Wurzelbrücken in den östlich der Gehölze verlaufenden Radweg. Der Einbau der Wurzelbrücke erfolgt 

als Stahlgitterkonstruktion, die auf Schraubfundamenten aufliegt. Schraubfundamente werden zwi-

schen den Wurzeln eingebracht. Über dem Stahlgitter erfolgt der Einbau einer durchgehenden Deck-

schicht. 

Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung Straßenbegleitgrün ist der vorhan-

dene Baum- und Strauchbestand auf der straßenabgewandten Seite der Entwässerungsmulde zu erhal-

ten und zu pflegen. 

Die in den Randbereichen des Plangebietes bestehenden Gehölz- und Knickstrukturen werden im Zuge 

der Planung, soweit es möglich ist, in das Vorhaben einbezogen. Zusätzlich werden Ersatzpflanzungen 

zum Teil innerhalb des Plangebietes vorgesehen. 

Auf die weiterführenden Erläuterungen des Umweltberichtes wird ergänzend verwiesen. 
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7.3 Artenschutz 

Im Zuge des geplanten Vorhabens erfolgen faunistische Untersuchungen hinsichtlich Brutvögeln, Fle-

dermäusen, Haselmäusen und Amphibien. Das vollständige Gutachten liegt dem Umweltbericht als 

Anlage bei. 

Auszug Fachgutachten zur Prüfung der Artenschutzrechtlichen Belange nach §§ 44 + 45 BNatSchG 

Die Anschlussstelle Stapelfeld bei Braak soll ertüchtigt werden. Dazu wird die L 222 ausgebaut und der 

Fahrradweg verlegt. Die Ausbaustrecke erstreckt sich von westlich der Kreuzung mit dem Ahrensburger 

Weg bis östlich einschließlich der Autobahn Auffahrten an der A 1. 

Das Kieler Institut für Landschaftsökologie, Dr. Ulrich Mierwald, wurde von Bielfeldt & Berg Land-

schaftsplanung (BBL) mit der Erarbeitung eines Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags (ASB) für das Vor-

haben des Ausbaus der L 222 beauftragt. 

Die Erarbeitung des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags erfolgt auf der Basis der ab dem 01.03.2010 

gültigen Fassung des BNatSchG 2009 (Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-

schutzgesetz – BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542)), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist. 

Gemäß den gesetzlichen Vorgaben ist zu prüfen, ob Vorkommen von Arten des Anhangs IV der FFH-RL 

bzw. Vorkommen von europäischen Vogelarten durch das Vorhaben von den Verbotstatbeständen des 

§ 44 (1) Nr. 1 bis 4 BNatSchG betroffen sein könnten. 

Grundlagen hinsichtlich des Vorkommens und der Häufigkeit der für den artenschutzrechtlichen Fach-

beitrag relevanten Arten sind Kartierungen aus dem Jahr 2018 sowie Datenrecherchen zu ausgewähl-

ten Tierartengruppen des Gebiets. Nicht kartierte Gruppen werden über eine Potenzialabschätzung 

(Kapitel 5) abgearbeitet. 

Als Grundlage für die formale Abarbeitung dient der Leitfaden „Beachtung des Artenschutzrechtes bei 

der Planfeststellung“ (LBV-SH & AFPE 2016). Alle artenschutzrechtlich relevanten Arten werden mit den 

zu erwartenden Konflikten und den entsprechenden Vermeidungs-/Minderungsmaßnahmen in Kapitel 

6 vorgestellt und in jeweils einem Formblatt im Anhang ausführlich abgearbeitet. 

[…] 

Fazit 

Die Verbreiterung der Landesstraße 222 bei Stapelfeld löst unter Berücksichtigung der geplanten Ver-

meidungs- und Minderungsmaßnahmen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 

(1) BNatSchG aus. 

Auf die weitergehenden Ausführungen des Umweltberichtes wird ergänzend verwiesen. 

 

7.4 Flächen für die Landwirtschaft und Wald 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 8 und Abs. 6 BauGB) 

Das Vorhabengebiet des Bebauungsplanes Nr. 21 grenzt sowohl an bestehende landwirtschaftliche 

Nutzflächen als auch Waldflächen an. Diese werden in Teilbereichen in den Geltungsbereich einbezo-

gen. 
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Gem. §1 LWaldG ist Wald in seiner Gesamtheit zu schützen und in seiner Lebens- und Funktionsfähig-

keit dauerhaft zu erhalten. Eine Inanspruchnahme der Waldflächen im Geltungsbereich im Rahmen 

der Planaufstellung wird weitestgehend vermieden. Für die unvermeidbare Inanspruchnahme von 

Waldflächen durch den Straßenausbau ist eine Umwandlung erforderlich. 

Auf die weitergehenden Erläuterungen des Umweltberichtes wird ergänzend verwiesen. 

7.5 Eingriffsregelung 

Sind aufgrund einer Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung eines Bauleitplanes Eingriffe in 

Natur und Landschaft zu erwarten, ist gemäß § 18 Bundesnaturschutzgesetz über dessen Vermeidung, 

Ausgleich und Ersatz unter entsprechender Anwendung der §§ 14 und 15 Bundesnaturschutzgesetz zu 

entscheiden. 

Die Abarbeitung der grünordnerischen Belange erfolgt in Anlehnung an den Erlass – Verhältnis der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht, gemeinsamer Erlass des Ministeriums für 

Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume und des Innenministeriums vom 

09.12.2013 sowie dessen Anlage und orientiert sich an den Durchführungsbestimmungen zum Knick-

schutz des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume vom 

20.01.2017 im Rahmen des Umweltberichtes. 

Die Sicherung des erforderlichen Ausgleichs erfolgt über eine Zuordnungsfestsetzung gem. 

§ 9 Abs. 1a BauGB. 

7.5.1 Zuordnungsfestsetzung  

(§ 9 Abs. 1a BauGB) 

Für den mit dem Bebauungsplan verbundenen Eingriff werden Kompensationsmaßnahmen außerhalb 

des Geltungsbereichs durchgeführt. Dem naturschutzrechtlichen Eingriff werden folgende Maßnah-

men zugeordnet: 

- 8.156 m² Maßnahmenfläche in der Gemeinde Stapelfeld (Gemarkung Stapelfeld, Kreis Stormarn, Flur 

6, Flurstück 178); 

- 1.267 m² (362 lfm) Knickökokonto Lentföhrden (Gemeinde Lentföhrden, Gemarkung Lentföhrden, 

Kreis Segeberg, Flur 18, Flurstück 6/1 und Flur 22, Flurstück 9); 

- 4.865 m² (973 lfm) Knickökokonto Achtrup (Gemeinde Achtrup, Gemarkung Achtrup, Kreis Nordfries-

land, Flur 6, Flurstücke 31, 28/1 und 25). 

Für die Umwandlung von Wald i.S. des LWaldG erfolgt eine Ersatzaufforstung wie folgt: 

- 2.546 m² Ersatzaufforstungsfläche Stecknitz-Delvenau (Gemeinde Witzeeze, Gemarkung Witzeeze, 

Kreis Herzogtum Lauenburg, Flur 2, Flurstück 8/1). 

 

7.6 Nachrichtliche Übernahmen 

7.6.1 Anbauverbotszone 
Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt 

dürfen Hochbauten jeder Art an Landesstraßen in einer Entfernung bis zu 20 m nicht errichtet werden. 
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Die Anbauverbotszone mit einem Abstand von 20 m zu der L 222 ist in der Planzeichnung dargestellt. 

Die Flächen nördlich der L 222 sind zum Teil bereits durch den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 10 

sowie seiner entsprechenden Änderungen überplant. Im Zuge der Straßenverbreiterung erfolgt in den 

Teilbereichen, welche verbindliches Baurecht umfassen, keine Anpassung der Anbauverbotszone. 

7.6.2 Gesetzlich geschützte Biotope 
Knickstrukturen 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich gemäß § 21 LNatScG i.V.m. § 30 BNatSchG geschützte Knicks.  

Soweit möglich werden die bestehenden Knickstrukturen entlang des Straßenverlaufs in die Planung 

des Bebauungsplanes Nr. 21 integriert.  

Erhebliche Beeinträchtigungen der Knicks können gemäß den Durchführungsbestimmungen zum 

Knickschutz v. 11.06.2013 (Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 

Räume des Landes Schleswig-Holstein 2013, Kapitel 4) u.a. durch einen ausreichenden Abstand zu der 

geplanten Bebauung (= Baugrenze) vermieden werden.  

 

7.6.3 Natura 2000-Gebiet 

FFH-Gebiet DE 2327-301 „Kammmolchgebiet Höltigbaum/Stellmoor“ 

Unmittelbar nordwestlich des Plangebietes grenzt das FFH-Gebiet DE 2327-301 „Kammmolchgebiet 

Höltigbaum/Stellmoor“ an das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld an. 

Zur geplanten Ertüchtigung der L 222 wird auf einer Länge von ca. 265 m ein schmaler Streifen nördlich 

der Straße dauerhaft in Anspruch genommen. Im Rahmen einer FFH-VP wurde die Verträglichkeit der 

geplanten Maßnahmen mit den Erhaltungszielen des Gebiets von Gemeinschaftlicher Bedeutung DE 

2327-301 „Kammmolchgebiet Höltigbaum/Stellmoor“ untersucht. 

Die vollständige Untersuchung zur FFH-Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 (1) BNatSchG für das FFH-

Gebiet DE 2327-301 „Kammmolchgebiet Höltigbaum/Stellmoor“ liegt dem Umweltbericht als Anlage 

bei. 

Auszug 

Das Vorhaben löst weder isoliert noch in Zusammenwirkung mit anderen Plänen und Projekten erheb-

liche Beeinträchtigungen von Erhaltungszielen des FFH-Gebiets DE 2327-301 „Kammmolchgebiet Höl-

tigbaum/Stellmoor“ aus. 

Auf die weitergehenden Erläuterungen des Umweltberichtes wird ergänzend verwiesen. 

 

FFH-Gebiet DE 2327-302 „Stellmoorer Tunneltal/Höltigbaum“ 

Im Zuge des geplanten Vorhabens ist es beabsichtigt, das anfallende Oberflächenwasser über Mulden 

und Sammelrohrleitungen über fünf Einleitungsstellen direkt in den Vorfluter Gewässer Nr. 4.1 „Braa-

ker Au“ einzuleiten. Nach ca. 1,6 km Fließstrecke westlich der BAB 1 mündet die Braaker Au in die 

Wandse. Auf Hamburger Gebiet fließt die Wandse durch das FFH-Gebiet DE 2327-302 „Stellmoorer 

Tunneltal/Höltigbaum“.  
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Aufgrund der Entfernung zwischen dem FFH-Gebiet und der Anschlussstelle Stapelfeld können direkte 

Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets von vornherein sicher ausgeschlossen werden. Der einzige poten-

ziell mögliche Wirkpfad ergibt sich aus dem Zusammenfließen der Braaker Au mit der Wandse. Im Rah-

men einer fachlichen Stellungnahme wurde geprüft, ob sich die geplanten Änderungen der Entwässe-

rungseinrichtungen auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets „Stellmoorer Tunneltal/Höltigbaum“ ne-

gativ auswirken könnten. 

Auszug 

Das Vorhaben löst weder einzeln noch in Zusammenwirkung mit anderen Plänen und Projekten erheb-

liche Beeinträchtigungen von Erhaltungszielen des FFH-Gebiets DE 2327-302 „Stellmoorer Tunneltal/ 

Höltigbaum“ aus. 

Auf die weitergehenden Erläuterungen des Umweltberichtes wird ergänzend verwiesen. 

7.6.4 Landschaftsschutzgebiet 

Der Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020) stellt die Bereiche des NSG Höltigbaum/ 

FFH-Gebiet „Kammmolchgebiet Höltigbaum/Stellmoorer Tunneltal“ als Naturschutzgebiet gem. § 23 

BNatSchG Abs. 1 i.V.m. § 13 LNatSchG, Gebiet gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet), Schwer-

punktbereich für Gebiet mit besonderer Eignung zum Aufbau des Schutzgebiets- und Biotopverbund-

systems und Gebiet mit besonderer Erholungseignung dar. Das Landschaftsschutzgebiet Stapelfeld ist 

als ebenjenes gem. § 26 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 15 LNatSchG dargestellt. 

 

8 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

8.1 Schalltechnische Untersuchung 

Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld wurde durch das Büro LAIRMConsult 

GmbH eine schalltechnische Untersuchung zur Ermittlung der zu erwartenden schallschutzrechtlichen 

Auswirkungen des Vorhabens und möglicher Konflikte erstellt. Die Untersuchung erfolgt in gemeinsa-

mer Betrachtung mit der 3. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 10B der Gemeinde 

Braak. 

Das vollständige Gutachten liegt der Begründung als Anlage bei. 

Auszug schalltechnische Untersuchung 

Im Rahmen des planfeststellungsersetzenden Bauleitplanverfahrens ist durch eine schalltechnische Un-

tersuchung auf der Grundlage der Verkehrslärmschutzverordnung (16.BIm-SchV [4]) zu prüfen, ob sich 

durch die geplante Straßenbaumaßnahme Anspruchsberechtigungen auf Lärmschutz „dem Grunde 

nach“ ergeben und inwieweit Lärmschutzmaßnahmen in Betracht kommen. Nördlich des Vorhabens 

befinden sich die Gewerbegebiete Stapelfeld und Braak. 

Das zu untersuchende Gebiet umfasst die Alte Landstraße (L 222) an der Anschlussstelle Stapelfeld der 

Bundesautobahn BAB 1 und reicht bis zu den Kreuzungsbereichen des Ahrensburger Wegs, und des 

Grooter Wegs. Die nächstgelegene schutzbedürftige Bebauung befindet sich in der Straße Am Spötzen, 

dem Grooter Weg, dem Meiendorfer Amtsweg und der Brookstraße. 
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[…] 

Der Ausbau der Alten Landstraße (L 222) an der Anschlussstelle Stapelfeld der Bundesautobahn BAB 1 

stellt im Sinne des § 1 Abs. 2 der 16. BImSchV einen baulichen Eingriff dar. Es ist daher zu prüfen, ob es 

sich um eine „wesentliche Änderung“ handelt. 

Die Anspruchsberechtigung auf Lärmschutzmaßnahmen „dem Grunde nach“ leitet sich bei Vorliegen 

eines erheblichen baulichen Eingriffs unter Beachtung der Kriterien der 16. BImSchV aus dem Vergleich 

des baulichen Nachherzustands mit dem baulichen Vorherzustand ab. Beim Vergleich beider baulichen 

Zustände sind die der Straßenplanung zugrunde gelegten identischen Prognoseverkehrsbelastungen zu 

verwenden. 

Im Rahmen der Ermittlungen ist zuerst zu prüfen, ob durch die bauliche Veränderung eine wesentliche 

Änderung vorliegt. Dies ist erst bei Zunahmen von 3 dB(A) und größer der Fall. Dabei sind die Pegeldif-

ferenzen mit einer Nachkommastelle zu berechnen und anschließend auf ganze dB(A) aufzurunden. 

Sofern die Beurteilungspegel auf 70 dB(A) tags oder 60 dB(A) nachts erhöht werden, ist die Änderung 

unabhängig von der Höhe der Zunahme ebenfalls wesentlich. In Gewerbegebieten gilt letzteres nur, 

wenn im Vorher-Zustand die Beurteilungspegel unter 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts liegen. 

Sofern eine wesentliche Änderung vorliegt, ergeben sich Ansprüche auf Lärmschutz „dem Grunde nach“ 

bei Überschreitung der jeweiligen gebietsspezifischen Immissionsgrenzwerte tags oder nachts. Über-

schreitungen der Immissionsgrenzwerte allein sind nicht relevant, um Ansprüche auf Lärmschutzmaß-

nahmen auszulösen. Dies wäre nur bei einem Straßenneubau der Fall. 

Gemäß VLärmSchR 97 ist zum Schutz der Nachbarschaft der sich außerhalb des Neu- oder Ausbauab-

schnittes anschließende Bereich einzubeziehen, auf den der vom Verkehr im Bauabschnitt ausgehende 

Lärm ausstrahlt. Während für die Ermittlung des Beurteilungspegels im Ausbauabschnitt sowohl die 

Lärmbelastung aus dem Neu- oder Ausbauabschnitt und des sich anschließenden, baulich nicht verän-

derten Abschnitts zugrunde gelegt wird (tatsächliche Verhältnisse), ist für die Ermittlung des Beurtei-

lungspegels am vorhandenen, baulich nicht geänderten Abschnitt nur die Lärmbelastung des Ausbau-

abschnitts maßgeblich. Es wird also rechnerisch unterstellt, auf dem nicht geänderten Abschnitt fände 

kein Verkehr statt, so dass von dort auch keine Immissionen auf die Bebauung einwirken könnten, son-

dern nur aus dem Ausbauabschnitt. Die Abgrenzung der Ausstrahlungsbereiches am Ende des Ausbau-

abschnittes ist in Abbildung 1 dargestellt (aus [7]). 

Im vorliegenden Fall sind innerhalb des Ausbauabschnittes schutzbedürftige Nutzungen auf dem 

Grundstück Am Spötzen 1 vorhanden. Die schutzbedürftigen Nutzungen im Grooter Weg 8 und des 

Meiendorfer Amtswegs 8 und der Brookstraße 21 liegen außerhalb des Ausbauabschnittes, werden ge-

mäß 16. BImSchV in die Prüfung einbezogen. 
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Abbildung 6: Lage der Immissionsorte gem. schalltechnischer Untersuchung, Anlage A 1; Quelle: LAIRMCONSULT GmbH, 

29.03.2022 

Die Ergebnisse der Anspruchsermittlung finden sich in den Pegellisten der Anlage A 3. Eine Übersicht 

der untersuchten Gebäude enthalten die Lagepläne der Anlage A 1. 

An den betreffenden Wohngebäuden wurden die der Alten Landstraße, den Rampen der Anschlussstel-

len der Bundesautobahn 1, P+R-Zufahrt, Ahrensburger Weg und Grooter Weg zugewandten Fassaden 

sowie die Außenwohnbereiche untersucht. Außenwohnbereiche (AWB) sind durch befestigte Flächen 

im Freien gegeben (Terrassen, Balkone), unbefestigte Garten- und Grünflächen sind keine Außenwohn-

bereiche im Sinne der 16. BImSchV. 

Der Ausbauabschnitt umfasst die 3 vorhandenen Kreuzungsbereiche, daher wird gemäß 16. BImSchV 

zwischen den Immissionsorten innerhalb des Ausbauabschnittes und außer-halb des Ausbauabschnit-

tes unterschieden. Innerhalb des Ausbauabschnitts liegt der Immissionsort in der Straße Am Spötzen 1. 

Außerhalb des Ausbauabschnittes befinden sich die Immissionsorte in der Straße Am Spötzen 2, Grooter 

Weg 8, Meiendorfer Weg 8 und Brookstraße 21. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass an allen maßgebenden Immissionsorten im Nachherzustand 

gegenüber dem Vorherzustand (baulicher Istzustand) Zunahmen von bis zu 0,1 dB(A) ermittelt worden 

sind. Beurteilungspegel von 70 dB(A) tags oder 60 dB(A) nachts werden nicht erreicht. Am Immissions-

ort IO 01 wird zwar der Immissionsgrenzwert von 64 dB(A) tags und 54 dB(A) nachts überschritten. Es 

ergeben sich jedoch keine Zu-nahmen von 2,1 dB(A) und mehr. Insgesamt liegt somit keine wesentliche 

Änderung vor, Ansprüche auf Lärmschutzmaßnahmen „dem Grunde nach“ bestehen nicht. 
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Aus den Berechnungen ergeben sich für die geplante Straßenbaumaßnahme keine An-sprüche auf 

Lärmschutz „dem Grunde nach“. Aktiver oder passiver Lärmschutz ist somit auf Grundlage der 16. BIm-

SchV nicht erforderlich. 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung stehen einer Umsetzung des geplanten Vorhabens 

nicht entgegen. 

8.2 Luftschadstoffuntersuchung 

Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld ist durch das Büro LAIRMConsult 

GmbH eine Untersuchung der zu erwartenden Luftschadstoffbelastung des Vorhabens und möglicher 

Konflikte erstellt worden. Die Untersuchung erfolgte in gemeinsamer Betrachtung mit der 3. Änderung 

und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 10B der Gemeinde Braak. 

Das vollständige Gutachten liegt der Begründung als Anlage bei. 

Auszug Luftschadstoffuntersuchung 

Im Rahmen einer Luftschadstoffuntersuchung wurden die lufthygienischen Verhältnisse für das Plan-

gebiet aufgezeigt und bewertet, bezogen auf das Prognosejahr 2035. Für die Beurteilung der Luftschad-

stoffbelastungen wurden die aktuellen Grenz- und Immissionswerte herangezogen (EU-Richtlinien, 39. 

BImSchV, TA Luft). Die Beurteilung erfolgte anhand der für den Straßenverkehr maßgeblichen Leitkom-

ponenten Stickstoffdioxid, Benzol und Feinstaub (PM10 und PM2,5). 

Abbildung 7: Untersuchungsgebiet Luftschadstoffe, Prognose-Planfall; Quelle: LAIRM CONSULT GmbH, 27.04.2022 
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Die Berechnung der Abgasemissionen erfolgte mit der aktuellen Fassung des Handbuchs Emissionsfak-

toren des Umweltbundesamtes. Dabei wurde das Bezugsjahr 2025 zugrunde gelegt. Damit ist sicher-

gestellt, dass die verwendeten Emissionen auf der sicheren Seite liegen, auch wenn die Abnahmen der 

Emissionsfaktoren aufgrund einer Verbesserung der Fahrzeugtechnik und der Kraftstoffe nicht in dem 

Umfang eintreten sollten, wie sie für die späteren Jahre prognostiziert werden. 

Zusammenfassend ist im Bereich der maßgeblichen schützenswerten Bebauung festzustellen, dass die 

geltenden Grenz- und Immissionswerte (EU-Richtlinien, 39. BImSchV, TA Luft) für die untersuchten 

Schadstoffkomponenten Stickstoffdioxid, Benzol, Feinstaub (PM10) und Feinstaub (PM2,5) im gesam-

ten Untersuchungsgebiet eingehalten werden. 

Dies ist auch für den Stundenmittelwert der Stickstoffdioxid-Immissionen und den Tagesmittelwert der 

Feinstaub (PM10)-Immissionen der Fall. 

Ergänzend ist anzumerken, dass in der vorliegenden Untersuchung von der großräumigen Hintergrund-

belastung der letzten Jahre vor der Corona-Pandemie ausgegangen wird. Für die späteren Jahre ist 

jedoch zu erwarten, dass aufgrund emissionsmindernder Maßnahmen zur flächendeckenden Einhal-

tung der Grenzwerte der 39. BImSchV eine Abnahme der großräumigen Hintergrundbelastungen zu 

erwarten ist. Dies wird voraussichtlich auch zu einer Abnahme der Feinstaub- und Stickstoffdioxid-Hin-

tergrundbelastungen führen, so dass die tatsächlichen Gesamtbelastungen geringer ausfallen werden 

als hier dargestellt.  

Aus lufthygienischer Sicht ist das geplante Vorhaben den obigen Ergebnissen entsprechend mit dem 

Schutz der angrenzenden Nutzungen verträglich. Aufgrund der Einhaltung der Grenzwerte sind Maß-

nahmen zum Immissionsschutz nicht erforderlich. 

Die Ergebnisse der Luftschadstoffuntersuchung stehen einer Umsetzung des geplanten Vorhabens 

nicht entgegen. 

9 Verkehrserschließung 

Im Vorwege des geplanten Straßenausbaus wurden entsprechend erforderliche Verkehrsuntersuchun-

gen durchgeführt, um den Rahmen der erforderlichen Maßnahme zu benennen. 

9.1 Verkehrsplanerische/ -technische Untersuchung im Rahmen der Bebauungsplanverfahren 

Seitens des Ingenieurbüros BKP wurde eine verkehrsplanerische/ -technische Untersuchung im Rah-

men der Bebauungsplanverfahren Rahlstedt 131 in Hamburg und Stapelfeld 16 erstellt. Das entspre-

chende Gutachten formuliert empfohlene bauliche Maßnahmen in der Sieker Landstraße und Alte 

Landstraße (L 222). 

Das vollständige Gutachten liegt der Begründung als Anlage bei. 

Auszug verkehrsplanerische/ -technische Untersuchung 

Aufgabenstellung 

In Hamburg-Rahlstedt und in der Gemeinde Stapelfeld soll länderübergreifend ein interkommunales 

Gewerbegebiet entwickelt werden. Die dafür vorgesehenen Flächen grenzen im Norden an die Sieker 

Landstraße - Alte Landstraße (L 222) und im Süden an die Wegefläche Bachstücken an. Die Gewerbe-

fläche wird durch die in West-Ost-Richtung verlaufende Stapelfelder Straße untergliedert. 



Begründung Bebauungsplan Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld 

 

 
24 

GSP Gosch & Priewe Ingenieurgesellschaft mbH • 23843 Bad Oldesloe 

 

 

Als Arbeitsgrundlage dient der im Auftrag der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (Hamburg), 

des Bezirksamtes Wandsbek (Hamburg) und der Wirtschafts- und Aufbaugesellschaft Stormarn er-

stellte gutachterliche Bericht „Länderübergreifende und Interkommunale Gewerbeflächenentwicklung 

Hamburg- Wandsbek – Kreis Stormarn“ (Verfasst durch: bgmr Landschaftsarchitekten GmbH (Berlin – 

Leipzig), Machleidt GmbH Städtebau - Stadtplanung (Berlin) und ARGUS Stadt- und Verkehrsplanung 

(Hamburg), Stand Dezember 2015). 

Der Bericht ist aus verkehrsplanerischer und verkehrstechnischer Sicht fortzuschreiben. Die aktuellen 

Flächengrößen der geplanten Gewerbeflächen sowie weitere gewonnene Zähldaten auf dem Gebiet 

der Gemeinde Stapelfeld sind als Berechnungsgrundlage zu berücksichtigen. Die Ansätze der Aufteilung 

der Verkehrsströme aus den geplanten Gewerbegebieten gemäß dem gutachterlichen Bericht (Stand 

Dezember 2015) wurden seitens der Planungsbeteiligten bestätigt und werden für die weiteren Be-

trachtungen beibehalten. 

Die Gewerbefläche südlich der Sieker Landstraße - Alte Landstraße (L 222) und nördlich der Stapelfelder 

Straße wird als „Minerva Park“ bezeichnet und befindet sich sowohl auf dem Gebiet der Freien und 

Hansestadt Hamburg als auch auf dem Gebiet der Gemeinde Stapelfeld. Die Gewerbefläche südlich der 

Stapelfelder Straße wird als „Victoria Park“ bezeichnet und befindet sich vollständig auf Hamburger 

Gebiet. 

Die Flächen auf Hamburger dem Gebiet werden im Rahmen des Verfahrens zum B-Plan Rahlstedt 131 

und die Flächen auf dem Gebiet der Gemeinde Stapelfeld im Rahmen des Verfahrens zum B-Plan Sta-

pelfeld 16 planungsrechtlich entwickelt. 

Gegenüber dem gutachterlichen Bericht (Stand Dezember 2015) sind für den Bereich der Freien und 

Hansestadt Hamburg und der Gemeinde Stapelfeld im Kreis Stormarn u. a. folgende Auswirkungen zu 

berücksichtigen:  

· Minerva Park (Hamburg und Stormarn) 

mit einer Reduzierung der Bruttobaulandfläche von 23,0 ha auf 20,4 ha (siehe auch Anlage 3.3) gegen-

über dem gutachterlichen Bericht, Dezember 2015, 

· Victoria Park (Hamburg) 

mit einer Erhöhung der Bruttobaulandfläche von 22,0 ha auf 26,5 ha (siehe auch Anlage 3.6) gegenüber 

dem gutachterlichen Bericht, Dezember 2015 

und 

· die durchgeführte Verkehrszählung im Bereich der Gemeinde Stapelfeld im November 2016 

Die oben genannten aktuellen Bruttobaulandflächen beinhalten auch die in den Gewerbeflächen zu 

erhaltenden Knickstreifen, Straßen- und Wegeflächen sowie Grünflächen. 
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Empfohlene bauliche Maßnahmen an den Knotenpunkten 

Knotenpunkt 

Alte Landstraße/ Groot Redder/ Ahrensburger Weg 

Am signalisierten Knotenpunkt Alte Landstraße/ Groot Redder/ Ahrensburger Weg muss wie bereits an 

den beiden westlichen Knotenpunkten auf Hamburger Gebiet in Richtung Hamburg die Alte Landstraße 

(L 222) 2-streifig ausgebaut werden. Der Ausbau ist jeweils auf ca. 120 m Länge vor und nach dem 

Knotenpunkt erforderlich. Hinzu kommen ca. 30 m für die Aufweitung vor dem Knotenpunkt und ca. 60 

m Reduktionsstrecke auf einen Fahrstreifen nach dem Knotenpunkt, also insgesamt einschl. dem inne-

ren Knotenpunkt ca. 360 m. 

Die Länge des Linksabbiegefahrstreifens Alte Landstraße aus Richtung Hamburg in Richtung Ahrens-

burger Weg ist hinsichtlich der Anfahrbarkeit grenzwertig. Dieser Sachverhalt muss im Detail im Rah-

men der weiteren Bearbeitung der LSA nochmals betrachtet werden. 

Knotenpunkte 

der BAB A 1 AS Stapelfeld 

An den beiden signalisierten Knotenpunkten der BAB A 1 AS Stapelfeld sind bauliche Maßnahmen zur 

Abwicklung der prognostizierten Verkehrsbelastungen notwendig. 

Unter Beibehaltung signalisierter Knotenpunkte wären zum Beispiel folgende Maßnahmen im Detail zu 

untersuchen: 

· Alte Landstraße/ BAB Westrampe 

- 2-streifiger Ausbau in Richtung Hamburg (ca. 75 m zzgl. 30 m für die Aufweitung vor dem Knotenpunkt 

und ca. 90 m zzgl. ca. 60 m Reduktionsstrecke danach) 

- sowie ggf. Verlängerung des Linksabbiegefahrstreifens aus Richtung Hamburg zur BAB A 1 in Richtung 

Süden 

· Alte Landstraße/ BAB Ostrampe 

Änderung der Phasen – getrennte Phasen für die Zufahrten der Hauptrichtung (Alte Landstraße Ost und 

West) – mit folgender geänderter Fahrstreifenaufteilung 

- Fahrtrichtung Hamburg 

⇒ ein kombinierter Geradeaus-/ Rechtsabbiege-Fahrstreifen 

und 

⇒ ein kombinierter Geradeaus-/ Linksabbiege-Fahrstreifen 

- Fahrtrichtung Schleswig-Holstein 

⇒ ein Rechtsabbiegefahrstreifen 

und 

⇒ ein kombinierter Geradeaus-/ Linksabbiege-Fahrstreifen 
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Im Bereich der BAB-Brücke wären 2 Fahrstreifen in Richtung Hamburg und ein Fahrstreifen in Richtung 

Schleswig-Holstein erforderlich. Von der BAB wird empfohlen 2-streifig nach links in Richtung Hamburg 

abbiegen. […] 

Fazit 

[…] 

Die signalisierten Knotenpunkte im Zuge Alte Landstraße von der Landesgrenze Hamburg/ Schleswig-

Holstein bis zur BAB A 1 Ostrampe weisen mit den vorhandenen Verkehrsbelastungen bereits in folgen-

den Zeitbereichen Defizite auf (siehe Kapitel 2.3.5): 

· Alte Landstraße/ Groot Redder/ Ahrensburger Weg 

In der vormittäglichen Spitzenstunde sind zeitweise die Verkehrsqualität für die folgenden Verkehrsbe-

ziehungen unzureichend und die Auslastungsgrade sind grenzwertig: 

⇒ in der Zufahrt östl. Alte Landstraße, 

⇒ Linksabbieger in der westl. Alte Landstraße 

⇒ in der Zufahrt Groot Redder 

· Alte Landstraße/ BAB Westrampe 

Die folgenden Verkehrsbeziehungen weisen in der vor- und nachmittäglichen Spitzenstunde eine unzu-

reichende Verkehrsqualität auf und die Auslastungsgrade sind grenzwertig: 

⇒ in der Zufahrt BAB Rampe, 

⇒ in der Zufahrt östl. Alte Landstraße, 

⇒ in der Zufahrt westl. Alte Landstraße 

In der nachmittäglichen Spitzenstunde ist darüber hinaus ein regelmässiges Überstauen des Linksab-

biegefahrstreifen in der Zufahrt der westl. Alte Landstraße zu verzeichnen und 

· Alte Landstraße/ BAB Ostrampe 

In der nachmittäglichen Spitzenstunde ist in der Zufahrt östl. Alte Landstraße die Verkehrsqualität un-

zureichend. 

Dies vorausgeschickt heißt, dass an den oben genannten Knotenpunkten bereits ohne die zusätzlichen 

Neuverkehre ein Ausbau mittelfristig erforderlich ist. 

[…] 

Falls die Knotenpunkte an der Alte Landstraße (L 222)/BAB A 1 nicht zeitnah umgebaut werden, so 

sollte zumindest der Linksabbiegefahrstreifen am Knotenpunkt Alte Landstraße/ BAB Westrampe zur 

BAB A 1 verlängert werden. 

9.2 BAB A 1 Verkehrskonzept AS Stapelfeld und Ahrensburg 

Seitens des Büros MASUCH + OLBRISCH Ingenieurgesellschaft für das Bauwesen mbH wurde ein Ver-

kehrskonzept für die BAB A 1 – AS Stapelfeld und Ahrensburg erstellt. 

Das vollständige Gutachten liegt der Begründung als Anlage bei. 
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Auszug Erläuterungsbericht, 11. Juli 2017 

Veranlassung 

Die Anschlussstellen (AS) Ahrensburg und Stapelfeld an der A 1 weisen im Bestand Defizite in der Ab-

wicklung der Verkehre auf. Hierbei kommt es an beiden Anschlussstellen in den Hauptverkehrszeiten zu 

gefährlichen Rückstaueffekten bis auf die Verzögerungsspuren der durchgehenden Autobahn. 

An der AS Stapelfeld staut es hauptsächlich auf die Verzögerungsspur von Lübeck kommend in Richtung 

Hamburg zurück und bei der AS Ahrensburg in der Gegenrichtung von Hamburg kommend in Richtung 

Siek/Ahrensburg. Die jeweiligen Gegenrichtungen sind zeitweise ebenfalls überlastet. In der folgenden 

Untersuchung sollen die verkehrlichen Missstände untersucht und Lösungen zur besseren Verkehrsab-

wicklung aufgezeigt werden. Als Grundlage des von der Wirtschafts- und Aufbaugesellschaft Stormarn 

mbH (WAS) beauftragten Verkehrskonzeptes wurden für den Untersuchungsraum vorliegende Unter-

suchungen zu geplanten Flächenentwicklungen in Hamburg, Stapelfeld und Braak zur Verfügung ge-

stellt [1], [2]. An der Anschlussstelle Ahrensburg wurden ergänzende Verkehrszählungen durchgeführt, 

die den in der Anschlussstellensignalisierung eingebundenen Knotenpunkt am Gewerbegebiet Jacobs-

rade mit einbezogen.  

Auf Basis der aktuellen Signalunterlagen aller Knotenpunkte [4] wurden die derzeitige Verkehrsabwick-

lung analysiert, Defizite aufgezeigt und Lösungsansätze entworfen, die ebenfalls verkehrstechnisch be-

wertet werden.  

Für beide Anschlussstellen wird eine Realisierungsempfehlung erarbeitet und ein für den Variantenver-

gleich notwendiger erster Grobansatz für zu erwartende Realisierungskosten erstellt. 

Anschlussstelle Stapelfeld 

Die Anschlussstelle Stapelfeld weist in den Hauptverkehrszeiten deutliche Abwicklungsdefizite auf, wie 

Aufnahmen von der BAB A 1 Richtung Hamburg AS Stapelfeld (14.11.16, 0738 Uhr, s. Abbildung 1) 

belegen. Das Stauende der ausfahren wollenden Fahrzeuge liegt ca. 300m vor dem Beginn der Verzö-

gerungsspur auf dem Standstreifen. Aus zu späten Einfädelungen resultieren Bremsmanöver und Rück-

stau auf dem rechten Fahrstreifen. 

Variante 1: doppelte Spurführung aus Richtung Hamburg 

In Variante 1 wird eine Spurverdoppelung für die aus Richtung Hamburg kommenden Verkehrsbezie-

hungen untersucht. Neben einer Verdoppelung der Geradeausspurkönnte dadurch auch für die Links-

einbieger von der Westrampe bzw. die Rechtseinbieger von der Ostrampe eine zweite Einbiegespur 

realisiert werden. Die in V 1 entstehende Knotenpunktstruktur ist in Abbildung 7 dargestellt. 
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Mit einer Spurverdoppelung aus Richtung Hamburg kann den Abwicklungsengpässen nicht ausreichend 

begegnet werden. 

Die Knotenpunkte verbleiben in den maßgebenden Hauptverkehrszeiten in Verkehrsqualität F (West-

rampe) bzw. E (Ostrampe). 

 

Variante 2: doppelte Spurführung in Richtung Hamburg 

In Variante 2 wird daher eine Spurverdoppelung in Fahrtrichtung Hamburg untersucht. Die resultie-

rende Knotenpunktstruktur ist in Abbildung 8 veranschaulicht. Aus dieser Spurverdoppelung ergibt sich 

für die Rechtseinbieger an der Westrampe und die Linkseinbieger an der Ostrampe ebenfalls die Mög-

lichkeit doppelter Einbiegespuren. Da hierdurch insbesondere an der Ostrampe die ungünstigsten Ver-

kehrsbeziehungen optimiert werden können, ergibt sich für die gesamte Anschlussstelle 

Stapelfeld eine akzeptable Verkehrsqualität: 

Rampe West: Morgenspitze D („Verkehrszustand ist noch stabil.“), 

Nachmittagsspitze C („Wartezeiten sind spürbar.“), 

Rampe Ost: Morgenspitze C („Wartezeiten sind spürbar.“), 

Nachmittagsspitze D („Verkehrszustand ist noch stabil.“). 

Abbildung 8: Struktur AS Stapelfeld mit Spurverdopplung aus Hamburg kommend, 

Quelle Verkehrskonzept: M+O Ingenieurgesellschaft für das Bauwesen mbH 
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Abbildung 9: Struktur AS Stapelfeld 

mit Spurverdopplung nach Hamburg 

fahrend, Quelle: Verkehrskonzept 

M+O Ingenieurgesellschaft für das 

Bauwesen mbH 

 

Rechnerisch sind die Doppelspuren vor/nach den Einmündungen der BAB-Rampen nur soweit erforder-

lich, um eine sinnvolle Verflechtung bzw. Einordnung der pro Ampelphase ankommenden Fahrzeuge zu 

ermöglichen. Da in [2] ein Ausbau der Kreuzung L 222/Ahrensburger Weg/Groot Redder bzw. der 4-

spurige Ausbau der L 222 vom Hamburger Stadtgebiet bis zur Landesgrenze als künftig erforderlich 

beschrieben wird, sollte eine durchgehende Umsetzung der Vierspurigkeit angestrebt werden. 

Abwägung und Empfehlung 

Aus verkehrlicher Sicht sollte die Variante 2 mit einer Spurverdoppelung in Richtung Hamburg weiter-

verfolgt werden. 

Im Zuge der weiteren Planungsschritte sind zusätzliche Optimierungen denkbar, die auch für evtl. Zu-

satzbelastungen aus geplanten Entwicklungsflächen noch Abwicklungskapazitäten sicherstellen. 

Da die vorgeschlagene Spurverdoppelung ohne Änderung am Brückenbauwerk auskommt, kann das 

Planrecht über eine gemeindliche Bauleitplanung mit überschaubaren Verfahrenszeiten ermöglicht 

werden. 

10 Örtliche Bauvorschriften 

(§ 9 BauGB i.V.m. § 86 Landesbauordnung (LBO)) 

Die örtlichen Bauvorschriften werden entsprechend der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 für 

die übernommene Teilfläche innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Stapelfeld über-

nommen. 

Werbeanlagen 

Werbeanlagen im Sinne des § 11 LBO sind nur an der Stätte der eigenen Leistung zulässig und sind 

nur mit horizontal leuchtendem, gedämpftem, ruhigem und einfarbigem Licht zulässig. Die Höhe der 

Werbeanlagen darf die festgesetzte maximale Gebäudehöhe nicht überschreiten. 

Fassaden und Dacheindeckungen 

Die Gestaltung von Fassaden und Dächern ist nur blendfrei mit gedämpften Farben zulässig. 
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11 Ver- und Entsorgung 

Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt durch das Unternehmen Hamburg Wasser. Vorhandene Leitungen sind 

im Rahmen der Erschließungsplanung zu beachten. 

Schmutzwasser 

Die nördlich des Plangebietes gelegenen Bauflächen des Bebauungsplanes Nr. 10 der Gemeinde Sta-

pelfeld können an das vorhandene Entwässerungsnetz der Gemeinde Stapelfeld angeschlossen wer-

den. Die Hamburger Stadtentwässerung (HSE) hat mit dem Abwasserverband Siek zum 01.01.2021 

eine Verwaltungsgemeinschaft gemäß dem Gesetz über kommunale Zusammenarbeit Schleswig-Hol-

stein (GkZ) gebildet und übernimmt in diesem Rahmen für die Schmutzwasserbeseitigung Verwal-

tungsaufgaben für den Verband. Die Abwasserbeseitigung erfolgt über den Abwasserzweckverband 

Siek. 

Oberflächenentwässerung 

Die Grundsätze der Ableitung des Oberflächenwassers aus dem Bereich der Baumaßnahme wurden im 

Zuge des Vorentwurfs durch GSP mit der Wasserbehörde des Kreises Stormarn, der Autobahn GmbH 

und dem LBV abgestimmt. 

In Abstimmung mit dem LBV und der Autobahn GmbH wurde festgelegt, das vorhandene Entwässe-

rungssystem mit Mulden und Sammelleitungen im Grundsatz zu belassen, das Oberflächenwasser der 

Einleitungsstelle 1 bis 5 zusammenzufassen und über eine neue Einleitungsstelle 1 (vorh. Einleitungs-

stelle 2) in den Vorfluter abzuleiten. Im Einzelnen ist beabsichtigt, die auf der Südseite vorhandenen 

Mulden und Sammelleitungen soweit möglich unverändert zu belassen. Die auf der Nordseite vorhan-

denen Sammelleitungen mit den teilweise im Huckepacksystem vorhandenen Dränageleitungen sind 

bedingt durch die geplante Fahrbahnverbreiterung auszubauen und neue Sammelleitungen unterhalb 

einer neuen Rasenmulde mit den nach heutigen Vorschriften und Bemessungsverfahren zu bemesse-

nen Durchmessern einzubauen. 

Zur Reduzierung der Abflussspitzen wird ein Rückhaltebecken im Bereich der Anschlussrampe West 

hergestellt. Das Becken wird gemäß der Vorgabe der Wasserbehörde für einen Abfluss von 10 l/s (vor-

behaltlich der Ergebnisse einer Untersuchung der Braaker Au) bemessen. 

Zur Reinigung des Oberflächenwassers für die kritische Regenspende von 15 l/(s·ha) wird dem Rück-

haltebecken ein Regenklärbecken mit Dauerstau und Tauchwand vorgeschaltet. 

Telekommunikation 

Der Anschluss der nördlich des Plangebietes gelegenen Bauflächen des Bebauungsplanes Nr. 10 der 

Gemeinde Stapelfeld erfolgt über einen konzessionierten Anbieter. 

Stromversorgung 

Der Anschluss der nördlich des Plangebietes gelegenen Bauflächen des Bebauungsplanes Nr. 10 der 

Gemeinde Stapelfeld erfolgt über einen konzessionierten Anbieter. 
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Müllbeseitigung 

Die Straßenbreiten sind ausreichend bemessen, um eine ungehinderte Befahrung durch ein 3-achsiges 

Müllfahrzeug zu gewährleisten. Die Durchführung der Abfallbeseitigung erfolgt durch den Kreis Stor-

marn als Träger der Abfallentsorgung. Diese ist durch entsprechende Satzung geregelt. Vom Kreis be-

auftragt ist die Abfallwirtschaft Südholstein GmbH (AWSH). 

12 Archäologie, Altlasten, Kampfmittel 

Archäologie 

Innerhalb des Plangebietes sind keine archäologischen Funde bekannt. 

Abbildung 10: archäologische Interessengebiete; Quelle: 

www.danord.gdi-sh.de 

Die überplante Fläche befindet sich teilweise 

in einem archäologischen Interessengebiet 

und im Nahbereich mehrerer Objekte der Ar-

chäologischen Landesaufnahme. Das Archä-

ologische Landesamt stimmt der vorliegen-

den Planung zu, ist jedoch frühzeitig an der 

Planung von Maßnahmen mit Erdeingriffen 

zu beteiligen. 

 

Gemäß § 12 (2) 6 DSchG bedürfen Erdarbeiten an Stellen (archäologische Interessengebiete), von de-

nen bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden, 

der Genehmigung durch das Archäologische Landesamt. Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal 

hat gem. § 14 DSchG die Kosten, die für die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandset-

zung, Bergung, Dokumentation des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergeb-

nisse anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 

 

Es wird ergänzend auf § 15 DSchG verwiesen: 

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 

der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 

oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf 

oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung 

oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übri-

gen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem 

Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen 

kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 
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Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Verände-

rungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 

Altlasten 

Altlasten oder Ablagerungen sind innerhalb des Plangebietes nicht bekannt. 

 

Kampfmittel 

Eine Auskunftseinholung beim Kampfmittelräumdienst S-H ist nur für Gemeinden vorgeschrieben, die 

in der benannten Verordnung aufgeführt sind. 

Die Gemeinde Stapelfeld liegt in keinem bekanntem Bombenabwurfgebiet. 

Zufallsfunde von Munition sind jedoch nicht gänzlich auszuschließen und unverzüglich der Polizei zu 

melden. 

 

13 Billigung 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Stapelfeld hat die Begründung in der Sitzung 

  

am ……………………………. gebilligt. 

 

Stapelfeld, den ………………. 

 

 

 

 

Der Bürgermeister                            Siegel 

 

Aufgestellt durch:  

 

 

Paperbarg 4 ∙ 23843 Bad Oldesloe 
Tel.: 04531 – 6707 0 ∙ Fax 6707 79 
E-Mail: oldesloe@gsp-ig.de 

 

 



 
 

Gemeinde Stapelfeld 

Amt Siek 

Hauptstraße 49 

22962 Siek 
 

 

 

 

 

 

 

 

Umweltbericht zum Bebauungsplan Stapelfeld Nr. 21 

„Alte Landstraße“ (L222), westlich der Autobahn 1, südlich der  
Müllverbrennungsanlage 
  
(Stand: Entwurf zur öffentlichen Auslegung) 

 

 

 

Verfasser: 

Hans-Rainer Bielfeldt  +  Kerstin Berg 

Dipl.-Ing., Landschaftsarchitekt/in BDLA 

Virchowstraße 16,  22767 Hamburg 

Tel.: 040/ 389 39 39 

Fax: 040/ 389 39 00 

eMail: bbl@bielfeldt-berg.de 

 

Bearbeiter/in: 

B. Eng. Lena Spreckels 

 

Aufgestellt: 
Hamburg, den 30. November 2023 

 

........................................................... 

Kerstin Berg



B-Plan Stapelfeld Nr. 21 
Umweltbericht            Seite i 

  

 

Bielfeldt + Berg  Landschaftsplanung 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

1 Einleitung ............................................................................................ 1 

1.1 Lage im Raum .................................................................................... 1 

1.2 Inhalte und wichtigste Ziele des B-Plan Stapelfeld Nr. 21 .................. 1 

1.3 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen 

festgelegten Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung 

bei der Aufstellung.............................................................................. 3 

2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen .............. 6 

2.1 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 

Nichtdurchführung des Plans ............................................................. 6 

2.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen bei 

Durchführung der Planung, Maßnahmen zur Vermeidung und 

Minimierung ........................................................................................ 6 

2.2.1 Mensch, einschließlich menschlicher Gesundheit ........................... 6 

2.2.2 Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt ............................................. 7 

2.2.3 Boden ........................................................................................ 16 

2.2.4 Fläche ........................................................................................ 19 

2.2.5 Wasser ...................................................................................... 19 

2.2.6 Klima/Luft ...................................................................................... 20 

2.2.7 Landschaft ..................................................................................... 21 

2.2.8 Kultur- und sonstige Sachgüter ..................................................... 22 

2.2.9 Wechselwirkungen ........................................................................ 22 

2.2.10 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter 

Plangebiete ............................................................................... 23 

2.2.11 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten ..... 23 

2.3 Auswirkungen durch Bauphase, Abfälle, Techniken und schwere 

Unfälle .............................................................................................. 23 

2.3.1 Bau der geplanten Vorhaben einschließlich Abrissarbeiten .......... 23 

2.3.2 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und 

Verwertung ................................................................................ 24 

2.3.3 Eingesetzte Techniken und Stoffe ................................................. 24 

2.3.4 Auswirkungen durch schwere Unfälle und Katastrophen .............. 24 



B-Plan Stapelfeld Nr. 21 
Umweltbericht            Seite ii 

  

 

Bielfeldt + Berg  Landschaftsplanung 

 

3 Naturschutzfachliche Eingriffsregelung ......................................... 24 

3.1 Ermittlung des Ausgleichsbedarf ......................................................... 25 

3.2 Kompensationsmaßnahmen innerhalb des Geltungsbereichs............. 28 

3.3 Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs ........... 29 

3.4 Sonstige Maßnahmen, Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 29 

3.5 Bilanz ................................................................................................... 30 

4 Zusätzliche Angaben ............................................................................... 31 

4.1 Merkmale der verwendeten Verfahren / Hinweise auf Schwierigkeiten 

bei der Erstellung des Umweltberichts ............................................. 31 

4.2 Monitoring ............................................................................................ 31 

4.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung ....................................... 31 

 

Tabellenverzeichnis 

Tabelle 1: Übersicht über Bestand und Bewertung der Biotoptypen ........................ 9 
Tabelle 2: Liste der im Geltungsbereich nachgewiesenen Fledermausarten ...........11 
Tabelle 3: Liste der vorkommenden Brutvogelgilden im Geltungsbereich. ..............12 
Tabelle 4: Bodenfunktionen und Bewertungskriterien .............................................16 
Tabelle 5: Ermittlung des Ausgleichserfordernisses für die Neuversiegelung ..........25 
Tabelle 6: Kompensationserfordernis für biotopbezogene Eingriffe ........................26 
Tabelle 7: Verlust und Beeinträchtigung geschützter Biotope .................................28 
Tabelle 8: Kompensationsermittlung für Waldverluste ............................................28 
Tabelle 9: Bilanz Ausgleichserfordernis / Kompensationsmaßnahmen ...................30 
 

 

Anhang 

Anhang 1   Landschaftspflegerischer Begleitplan 

Anhang 2  Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

Anhang 3 Untersuchung zur FFH-Verträglichkeitsprüfung gem. § 34 (1) 

BNatSchG für das FFH-Gebiet DE 2327-301 „Kammmolchge-

biet Höltigbaum / Stellmoor“ 

Anhang 4 FFH-Vorprüfung für das FFH-Gebiet DE 2327-302 „Stellmoorer 

Tunneltal / Höltigbaum“



B-Plan Stapelfeld Nr. 21 
Umweltbericht                          Seite 1 

  

 

Bielfeldt + Berg  Landschaftsplanung 

 

1 Einleitung 

Die Gemeinde Stapelfeld beabsichtigt die Aufstellung des B-Plans Stapelfeld Nr. 21, 

um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den geplanten Ausbau der L222 zu 

schaffen.  

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens für den Bebauungsplan ist gemäß § 2 Abs. 4 

Baugesetzbuch (BauGB 20171) eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die vo-

raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden.  

Für den B-Plan Stapelfeld Nr. 21 erfolgte die frühzeitige Beteiligung der Behörden 

und der sonstigen Träger öffentlicher Belange im Zeitraum von 25.10. bis 05.11.2021.  

1.1 Lage im Raum 

Der B-Plan Stapelfeld Nr. 21 liegt im schleswig-holsteinischen Kreis Stormarn in der 

Gemeinde Stapelfeld. Die Gemeinde grenzt östlich an die Hansestadt Hamburg und 

wird durch das Amt Siek verwaltet.  

Der Geltungsbereich umfasst die Verkehrsflächen der bestehenden Alte Landstraße 

(L222), die nördliche Autobahnauffahrt (BAB A1, AS Stapelfeld) und Abschnitte der 

Kreuzung Ahrensburger Weg / Groot Redder einschließlich der Straßenböschungen. 

Nördlich der L222 sind zudem Bereiche des Gewerbegebiets und einer Fläche für 

Erwerbsgärtnerei Teil des Geltungsbereichs.  

1.2 Inhalte und wichtigste Ziele des B-Plan Stapelfeld Nr. 21  

Der planfeststellungsersetzende Bebauungsplan schafft die planungsrechtlichen Vo-

raussetzungen für den geplanten Ausbau der L222. Der Bebauungsplan-Entwurf ent-

hält folgende Festsetzungen: 

 Gewerbegebiet; GRZ 0,8; Gebäudehöhe (Höchstmaß) 70,0 m über NHN 

 Straßenverkehrsflächen 

 Straßenbegrenzungslinie 

 Flächen für Versorgungsanlagen, Zweckbestimmung: Regenrückhaltebecken 

 Private Grünfläche: Zweckbestimmung: Abschirmgrün 

 Private Grünfläche: Zweckbestimmung: Erhaltungsgrün 

 Öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung: Straßenbegleitgrün 

 Flächen für die Landwirtschaft 

 Flächen für den Wald 

 Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen  

 Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen, zum Anpflanzen und 
für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

 Anpflanzen von sonstigen Bepflanzungen (Knick) 

 Umgrenzungen von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhal-
tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewäs-
sern 

                                                
 

1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634) 
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 Erhaltung von Bäumen 

 Erhaltung von sonstigen Bepflanzungen (Knicks) 

 Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes, hier: Ausschluss schutzbedürftiger Nutzungen mit Lärmpegelbereich gem. 
textlicher Festsetzung 

 Umgrenzung der Flächen, die von jeglicher Bebauung freizuhalten sind, hier: 
Knickschutz (Darstellung gem. 4. Änd. B-Plan Nr. 10) 

 

Darüber hinaus sind nachrichtlich übernommen: Umgrenzung der Flächen, die von 
jeglicher Bebauung freizuhalten sind; hier: Anbauverbotszone (Darstellung gem. 4. 
Änd. B-Plan Nr. 10), Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne 
des Naturschutzrechts (Naturschutzgebiet, Natura 2000-Gebiet, Landschaftsschutz-
gebiet, geschützter Knick).  

Mögliche umweltbezogene Auswirkungen sind durch folgende Wirkfaktoren gegeben: 

Anlagebedingte Wirkfaktoren 

Der Ausbau der L222 umfasst die Anlage eines zusätzlichen Fahrstreifens und die 

damit verbundene Verlagerung des straßenparallelen Radweges sowie eine Anpas-

sung der Straßenböschungen überwiegend auf der Nordseite der L222. In Teilberei-

chen erfolgt eine Erweiterung der Straßenverkehrsfläche mit Anpassung der Straßen-

böschungen auch südlich der L222. Der Straßenausbau ist auf einer Fahrbahnlänge 

von 1,3 km geplant, davon befinden sich 0,8 km in der Gemeinde Stapelfeld und damit 

im Geltungsbereich des aufzustellenden B-Plans.   

Der wesentliche Wirkfaktor des Plans ist die mit der baulichen Entwicklung verbun-

dene Flächeninanspruchnahme und Neuversiegelung. Damit verbunden sind zudem 

Abgrabungen und Aufschüttungen. Daneben sind zudem anlagebedingt visuelle Ver-

änderungen durch den Plan gegeben. 

Baubedingte Wirkfaktoren 

Während der Bauzeit werden zeitweilige Flächeninanspruchnahmen über die anlage-

bedingt überbauten Flächen hinaus erfolgen aufgrund der Anlage von Baustellenein-

richtungsflächen, Lagerplätzen und Baustellenzufahrten.  

Während der Bauphasen kommt es voraussichtlich zu zusätzlichen Lärm- und Schad-

stoffeimissionen (Abgase, Stäube) durch die Bauabwicklung und den Baustellenver-

kehr. Die Belastungen gehen voraussichtlich nicht über das Maß der anlage- und be-

triebsbedingten Wirkungen hinaus.  

Betriebsbedingte Wirkfaktoren 

Infolge der Verbreiterung der Straße und der Anlage des Regenrückhaltebeckens er-

folgt die Veränderung der Oberflächenentwässerung. Das anfallende Oberflächen-

wasser wird im Regenrückhaltebecken gesammelt, gereinigt und gedrosselt in die 

Braaker Au eingeleitet.  

Eine ausbaubedingte Zunahme des Verkehrs ist nicht gegeben.  
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1.3 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen fest-

gelegten Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung bei 

der Aufstellung 

Fachgesetze 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB insbe-

sondere die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege zu berücksichtigen. § 1 a Abs. 2 BauGB enthält ergänzend die 

Bodenschutzklausel, die den flächensparenden Umgang mit Grund und Boden ver-

langt. Die Grundsätze werden in der Abwägung berücksichtigt. 

Die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 3 BauGB in Verbindung mit den §§ 13 bis 18 

Bundesnaturschutzgesetz2  (BNatSchG) wird beachtet. 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Kli-

mawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klima-

wandel dienen, Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 wird in der 

Abwägung nach § 1 Absatz 7 BauGB berücksichtigt. 

Gem. § 30 BNatSchG und § 21 LNatSchG3 sind Biotope im Plangeltungsbereich ge-

schützt. Handlungen, die zu einer Zerstörung oder sonstigen erheblichen Beeinträch-

tigung geschützter Biotope führen, sind verboten. Im Rahmen der Planaufstellung 

wird eine Beeinträchtigung geschützter Biotope weitestgehend vermieden. Für nicht 

vermeidbare Beeinträchtigungen ist eine Ausnahme bzw. Befreiung erforderlich. 

Gem. §1 LWaldG4  ist Wald in seiner Gesamtheit zu schützen und in seiner Lebens- 

und Funktionsfähigkeit dauerhaft zu erhalten. Eine Inanspruchnahme der Waldflä-

chen im Geltungsbereich im Rahmen der Planaufstellung wird weitestgehend vermie-

den. Für die unvermeidbare Inanspruchnahme von Waldflächen durch den Straßen-

ausbau ist eine Umwandlung erforderlich.  

Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG)5  bestimmt, dass durch eine nachhaltige Gewäs-

serbewirtschaftung die Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebens-

grundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares 

Gut zu schützen sind (§ 1 WHG). Die Belange werden in der Planung berücksichtigt. 

Mit der Planung zur Oberflächenentwässerung werden durch Vermeidungs- und Mi-

nimierungsmaßnahmen Beeinträchtigungen der Gewässer vermieden. 

Gemäß § 4 DSchG6  sind die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 

sowie die Anforderungen des europäischen Rechts und der in Deutschland ratifizier-

ten internationalen und europäischen Übereinkommen zum Schutz des materiellen 

                                                
 

2 BNatSchG - Gesetz Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom 29. Juli 2009 

(BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung 
3 LNatSchG - Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz) vom 24. Februar 2010 (GVOBl. 

S. 301), in der zuletzt geänderten Fassung 
4 LWaldG - Waldgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landeswaldgesetz) vom 5. Dezember 2044, 

in der zuletzt geänderten Fassung  
5 WHG - Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in der zuletzt geänderten 

Fassung  
6 DSchG – Gesetz zum Schutz der Denkmale (Denkmalschutzgesetz) vom 30. Dezember 2014 (GVOBl. 

2015 2) 
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kulturellen Erbes in die städtebauliche Entwicklung einzubeziehen und bei öffentli-

chen Planungen zu berücksichtigen. Die Belange werden in der Planung berücksich-

tigt. 

Fachplanungen 

Im Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein (1999)7 ist das Naturschutzgebiet Höl-

tigbaum als Gebiet mit besonderer Bedeutung für den Arten und Biotopschutz darge-

stellt. Das NSG ist zudem als Raum „für eine überwiegend naturnahe Entwick-

lung“ festgesetzt, in dem besonders schutzbedürftige, überwiegend naturnahe Öko-

systeme gesichert und entwickelt werden sollen. Alle weiteren Bereiche zählen zu der 

„übrigen Landesfläche“, auf der die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und die 

Nutzungsfähigkeit der Naturgüter gesichert werden sollen.  

Der Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020)8 stellt die Bereiche des 

NSG Höltigbaum / FFH-Gebiet „Kammmolchgebiet Höltigbaum/Stellmoorer Tun-

neltal“ als Naturschutzgebiet gem. § 23 BNatSchG Abs. 1 i.V.m. § 13 LNatSchG, Ge-

biet gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet), Schwerpunktbereich für Gebiet mit 

besonderer Eignung zum Aufbau des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems und 

Gebiet mit besonderer Erholungseignung dar. Das Landschaftsschutzgebiet Stapel-

feld ist als ebenjenes gem. § 26 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 15 LNatSchG dargestellt.  

Schutzgebiete 

Naturschutzgebiet Höltigbaum 

Westlich der Kreuzung L 222 / Ahrensburger Weg / Groot Redder und nördlich der 

L222 liegt das Naturschutzgebiet Höltigbaum (Verordnung vom 15.12.19979) im Ge-

meindegebiet Stapelfeld. 

„Schutzzweck ist, die in der Weichseleiszeit ausgeprägte kuppige Grundmoränen-

landschaft, einschließlich des Tunneltals der Wandse, in ihrer Erscheinungsform und 

auf Grund ihrer geologischen und archäologischen Bedeutung einschließlich ihres 

vielfältig ausgebildeten Bodeninventars zu erhalten sowie die offenen, weiträumigen, 

durch extensive Nutzung geprägten Grasfluren mit ihren Heide- und Trockenrasen-

formationen und eingeschlossenen Stillgewässern, die Fließgewässer einschließlich 

ihrer Niederungsbereiche mit Feuchtwiesen, Bruchwäldern, Seggenriedern und Röh-

richten, die naturnahen Laubwälder und die auf diese Lebensräume angewiesenen 

Lebensgemeinschaften seltener und gefährdeter Pflanzen- und Tierarten wie Sumpf-

quendel, Gold-Distel, Borstgras, Berg-Sandglöckchen sowie Heidegrashüpfer, 

Sumpfschrecke, Ampfer-Grünwidderchen, Sechsfleck-Widderchen, Kammmolch, 

Moorfrosch, Waldeidechse, Feldlerche, Neuntöter und Wachtelkönig zu erhalten und 

zu entwickeln“. (§ 2 Schutzgebiet VO). 

                                                
 

7 Ministerium für Umwelt, Natur und Forsten des Landes Schleswig-Holstein: Landschaftsprogramm 

Schleswig-Holstein 1999 
8 Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung: Landschaftsrahmen-

plan für den Planungsraum III, Neuaufstellung 2020 
9 Landesverordnung über das Naturschutzgebiet "Höltigbaum" vom 15.12.1997, Fundstelle: GVOBl. 

1998 23, letzte berücksichtigte Änderung durch Art. 19 LVO v. 16.01.2019, Fundstelle: GVOBl. S. 30   
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Mit dem Ausbau erfolgt ein randlicher  Eingriff auf einem schmalen Streifen in das 

Naturschutzgebiet. Mögliche Auswirkungen auf die Schutzziele werden im Kapitel 

2.2.2 beschrieben.  

Landschaftsschutzgebiet Stapelfeld 

Das Landschaftsschutzgebiet Stapelfeld befindet sich auf dem Gebiet der Gemeinde 

Stapelfeld, außerhalb der Ortslage. Der nördliche Abschnitt des Landschaftsschutz-

gebietes liegt südlich der Straßenverkehrsfläche der L 222 und berührt randlich west-

lich die BAB A 1 (Kreisverordnung, Gemeinde Stapelfeld, 197210). 

Potenzielle Beeinträchtigungen des Landschaftsschutzgebiets werden im Kapitel 

2.2.7 beschrieben.  

FFH-Gebiet „Kammmolchgebiet Höltigbaum/Stellmoor“  
 
Das Naturschutzgebiet ist gleichzeitig Teil des FFH-Gebiets „Kammmolchgebiet Höl-

tigbaum/Stellmoor“ (DE-2327-30111).  

Das FFH-Gebiet „Kammmolchgebiet Höltigbaum/Stellmoor“ setzt sich aus zwei Teil-

flächen zusammen. Das Teilgebiet „Stellmoor - Ahrensburger Tunneltal“ befindet sich 

ca. 2,8 km nördlich der L 222. Der südlich gelegene Teil „Kammmolchgebiet Höltig-

baum“ grenzt an die L 222 an und befindet sich damit im Geltungsbereich.  

Ziele des FFH-Gebietes (Teil „Kammmolchgebiet Höltigbaum“) sind die Erhaltung ei-

nes vergleichsweise großflächigen Landschaftsausschnittes mit offenen bis gehölz-

betonten charakteristischen Lebensraumkomplexen, der vielfältigen Gewässer, des 

extensiven Grünlandes, strukturreicher Säume und standorttypischer Waldformatio-

nen bei naturnahen Grundwasserständen und ungestörten Bodenverhältnissen, ins-

besondere auch als Lebensraum für den Kammmolch und Schlammpeitzger.  

Mit dem Ausbau der Straße wird auf einem schmalen Streifen randlich in das FFH-

Gebiet eingegriffen. In einer Untersuchung zur FFH-Verträglichkeitsprüfung für das 

FFH-Gebiet „Kammmolchgebiet Höltigbaum/Stellmoor“ wird die Verträglichkeit der 

geplanten Maßnahmen des Straßenausbaus mit den Erhaltungszielen des Gebietes 

untersucht (vgl. Kapitel 2.2.2). 

FFH-Gebiet „Stellmoorer Tunneltal/Höltigbaum“  

Das im Bundesland Hamburg gelegene FFH-Gebiet „Stellmoorer Tunneltal /Höltig-

baum“ schließt an das FFH-Gebiet „Kammmolchgebiet Höltigbaum/Stellmoor“ an. Die 

beiden Gebiete bilden einen zusammenhängenden Schutzgebietsverbund.  

Die außerhalb des Geltungsbereichs gelegene Braaker Au fließt ca. 1,6 km östlich 

der BAB 1 mit der Wandse zusammen, für die als Fließgewässersystem des FFH-

Gebietes Entwicklungsziele festgelegt sind. Die Auswirkungen auf das FFH-Gebiet 

werden in Kapitel 2.2.2 beschrieben. 

                                                
 

10 Kreisverordnung zum Schutz von Landschaftsteilen in der Gemeinde Stapelfeld vom 8. Februar 1972. 

Amtsbl. Schleswig-Holstein/AAz. 1972, S. 46   
11 Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

von 11. Juli 2016. Gebietsspezifische Erhaltungsziele (gEHZ) für die gesetzlich geschützten Gebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung und flächengleiche Europäische Vogelschutzgebiete. Fundstelle: 
Amtsblatt für Schleswig-Holstein, Ausgabe Nr. 47, S. 1033   
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2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

2.1 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nicht-

durchführung des Plans 

Das Aufzeigen von Entwicklungstendenzen im Geltungsbereich und Umgebung ohne 

Realisierung des geplanten Vorhabens erfolgt auf Grundlage des vorhandenen Um-

weltzustands in Verbindung mit den Aussagen übergeordneter Planungen.  

Demnach wird davon ausgegangen, dass sich der heutige Zustand ohne Realisierung 

des B-Plans im Wesentlichen weiter fortsetzt. Die Entwicklung des Umweltzustandes 

würde bei Fortsetzung der bisherigen Nutzungsstruktur der in Kap. 2.2. beschriebe-

nen Bestandssituation weitestgehend entsprechen.  

2.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen bei Durch-

führung der Planung, Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 

In der Auswirkungsprognose werden die Auswirkungen betrachtet, die bei Durchfüh-

rung des Plans zu erwarten sind. In die Auswirkungsbeurteilung werden dabei bereits 

die vom Plangeber vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 

nachteiliger Umweltauswirkungen einbezogen; diese Maßnahmen werden bezogen 

auf die Umweltbelange (schutzgutbezogen) benannt.  

2.2.1 Mensch, einschließlich menschlicher Gesundheit 

Beim umweltbezogenen Belang Mensch, einschließlich menschlicher Gesundheit 

wird der Raum in seiner Wohn- und Wohnumfeldfunktion sowie in seiner Erholungs- 

und Freizeitfunktion betrachtet. Grundlage für die Erfassung des Umweltzustands hin-

sichtlich der Belange sind die erhobenen Nutzungs- und Biotopstrukturen.  

Bestand / Bewertung 

Dem Wohnen dienende Siedlungsbereiche kommen im Geltungsbereich nicht vor. 

Die nächstgelegene Mischnutzung aus Gewerbe und Wohnen befindet sich außer-

halb der Ortslage Stapelfeld, etwa 300 Meter westlich des Geltungsbereichs entfernt. 

Eine Wohn- und Wohnumfeldfunktion ist im Geltungsbereich nicht gegeben.   

Die im Geltungsbereich befindlichen Abschnitte des Naturschutzgebietes / FFH-Ge-

bietes sind aufgrund ihrer Funktion im regionalen Freiraumverbundsystem als Berei-

che für die landschaftsbezogene Erholung von Bedeutung. Der Geltungsbereich um-

schließt lediglich kleinräumig die Randbereiche der Schutzgebiete. Das zu Erholungs-

zwecken nutzbare Wegenetz in den Schutzgebieten befindet sich außerhalb des Gel-

tungsbereichs.  

Rad- und Gehwege sind entlang der L222 ausgebaut. Entlang des Groot Redder / 

Ahrensburger Weg verläuft die Radweg-Tour 18 „Zu Windmühlen und Wilden Wei-

den“ (Radtouren-Werk Kreis Stormarn12). Aufgrund der bestehenden Lärmbelastung 

durch die  L222 sind die Radwege von mittlerer Bedeutung für die Erholungsnutzung.  

                                                
 

12 Kreis Stormarn: Radwandern in Stormarn: Tour 18 – Zu Windmühlen und Wilden Weiden. Verfügbar 

unter: https://www.kreis-stormarn.de/freizeit-und-tourismus/radwandern-in-stormarn/tour18.html  
(Stand: 04.09.2023) 
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Auswirkungen 

Wohnen 

Einzelne Wohnhäuser befinden sich lediglich in größerer Entfernung zum Geltungs-

bereich (Abstand mindestens 300 Meter). Auswirkungen auf Wohngebiete durch Flä-

cheninanspruchnahmen können ausgeschlossen werden.  

Auswirkungen durch Lärm 

Eine ausbaubedingte Verkehrszunahme ist nicht gegeben. Zur Prüfung möglicher An-

spruchsberechtigungen auf Lärmschutzmaßnahmen durch den geplanten Straßen-

ausbau wurde eine Schalltechnische Untersuchung13 erstellt.  

Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung sind keine Konflikte nach Maßgabe 

der 16. BIMSchV14 zu erwarten. Es ergeben sich für die geplante Straßenbaumaß-

nahme keine Ansprüche auf Lärmschutz „dem Grunde nach“. Aktiver oder passiver 

Lärmschutz ist somit auf Grundlage der 16. BImSchV nicht erforderlich.  

Erholung 

Auswirkungen auf die Erholungsnutzung sind nicht zu erwarten, da lediglich sehr 

kleinräumig Randbereiche des Naturschutzgebietes / FFH-Gebietes durch die Erwei-

terung des Straßenraumes überbaut werden. Die mit der Straßenerweiterung bean-

spruchten Radwege werden verlegt oder wiederhergestellt.  

Weitere Auswirkungen auf die Erholungsnutzung, die sich durch Veränderungen des 

Landschaftsbildes z.B. infolge der Entfernung von straßenbegleitenden Gehölzen er-

geben, werden entsprechend in Kapitel 2.2.6 behandelt.  

Verbleibende Umweltauswirkungen für den Belang / das Schutzgut Menschen 

einschließlich menschlicher Gesundheit 

Nach der schalltechnischen Untersuchung sind durch den Straßenausbau keine er-

kennbaren Überschreitungen von Grenzwerten gegeben, sodass Maßnahmen zum 

Lärmschutz nicht erforderlich werden.  

Es sind keine Beeinträchtigungen der Wohn- und Erholungsfunktion gegeben, sodass 

keine erheblich nachteiligen Auswirkungen entstehen.   

2.2.2 Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt 

Für den Umweltbelang Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt standen als Grundlage für 

die Darstellung des Bestandes und seine Bewertung zur Verfügung: 

 Biotoptypenkartierung (siehe Anhang 1) 

 Artenschutzfachbeitrag (siehe Anhang 2) 

 FFH-VP (siehe Anhänge 3 und 4) 

                                                
 

13 LAIRM CONSULT GmbH: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 21 der Gemeinde 

Stapelfeld und zur 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplans Nr. 10B der Gemeinde Braak, 
2022.  

14 Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verkehrslärm-

schutzverordnung – 16. BImSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), in der zuletzt geänderten 
Fassung 
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Die Bewertung der Biotoptypen erfolgt gem. dem Orientierungsrahmen Straßenbau 

nach dem vereinfachen Verfahren15.  

Bestand / Bewertung 

Wälder, Gebüsche und Kleingehölze 

Bestände von sonstigem Laubwald auf bodensauren Standorten (WLy) befinden sich 

nördlich der L222, östlich und westlich der Kreuzung Alte Landstraße / Ahrensburger 

Weg / Groot Redder. Innerhalb der Auffahrtsschleifen zur A1 ist ein sonstiger Laub-

wald auf reichen Böden mit dem Nebenbiotoptyp Straßenbegleitgrün mit Bäumen 

(WMy/SVh) anzutreffen. Diese Biotoptypen sind Wäldern gem. § 2 LWaldG zuzuord-

nen. Der Waldbestand in der Auffahrtsschleife befindet sich lediglich sehr kleinräumig 

im Geltungsbereich des B-Plans Stapelfeld Nr. 21, den überwiegenden Teil umfasst 

der Geltungsbereich des angrenzenden B-Plans Braak Nr. 10 B, 2. Änderung.  

Gehölze außerhalb von Wäldern 

Typische Knicks (HWy) treten überwiegend südlich der L222 auf und gliedern als 

Landschaftselemente die Ackerflächen. Weitere typische Knicks sind auch nördlich 

der L222 zu finden. Baumreihen aus heimischen Laubbäumen mit ruderalen Grasflu-

ren (HRy/RHg) sind südlich der L222 im Bereich der Kreuzung Ahrensburger Weg / 

Groot Redder / Alte Landstraße anzutreffen. Die Gartenbaufläche und das Gewerbe-

gebiet werden südlich durch einen Knick (HW) begrenzt. Sonstige Gebüsche treten 

im Naturschutzgebiet Höltigbaum auf.  Kleinräumig sind südlich der L222 in Stapelfeld 

typische Feldhecken (HFy) zu finden, die an die straßenbegleitenden Bankette an-

schließen. 

Acker- und Gartenbauflächen, Baumschulen und Weihnachtsbaumplantagen 

Südlich der L222 und der Gehölzstrukturen umfasst der Geltungsbereich kleinräumig 

Bereiche der intensiv bewirtschafteten Ackerflächen (AAy), die von Knickstrukturen 

umgeben sind. Nördlich der L222 / K39 und westlich der A1 ist gem. B-Plan Stapelfeld 

Nr. 10 eine Gartenbaufläche (AG) festgelegt, die zum Zeitpunkt der Kartierung als 

Ruderalfläche aufgenommen wurde. 

Ruderal- und Pioniervegetation 

Ruderale Grasfluren (RHg) treten zum Teil entlang der Kreuzung L222 / Ahrensburger 

Weg / Groot Redder straßenbegleitend auf und kleinräumig im Naturschutzgebiet Höl-

tigbaum. Lineare Vorkommen von ruderalen Staudenfluren frischer Standorte sind 

westlich der A1 als südliche Begrenzung der Gartenbaufläche und des Gewerbege-

biets anzutreffen. 

Biotoptypen im Zusammenhang mit baulichen Anlagen 

Nördlich der L222 und westlich der A1 ist gem. B-Plan Stapelfeld, 4. Änderung ein 

Gewerbegebiet (SIg) festgesetzt. Diese Fläche wurde ehemals als landwirtschaftliche 

Fläche genutzt und wird derzeit als Baufläche vorbereitet. Nordwestlich der Kreuzung 

Ahrensburger Weg/Groot Redder/Alte Landstraße befand sich zum Zeitpunkt der Kar-

                                                
 

15 Landesamt für Straßenbau Schleswig-Holstein: Orientierungsrahmen zur Bestandserfassung, -bewer-

tung und Ermittlung der Kompensationsmaßnahmen im Rahmen landschaftspflegerischer Begleitpla-
nungen für Straßenbauvorhaben (Kompensationsermittlung Straßenbau), Kiel 2004 
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tierung eine Sport- und Erholungsanlage (SEy) für Offroad-Rennen ferngesteuerter 

Fahrzeuge. Diese Fläche gehört mittlerweile zur Baustelle der Erweiterung der MVA 

Stapelfeld.  

Alle im Geltungsbereich vorkommenden Straßen (L222 / K39, A1 einschl. der Auf-

fahrtsschleifen, Ahrensburger Weg, Groot Redder) und Rad-/Gehwege sind als Voll-

versiegelte Verkehrsflächen (SVs) aufgenommen. Intensiv gepflegte Bankette (SVi) 

sind abschnittsweise straßenbegleitend am Rad-/Gehweg des Ahrensburger Wegs 

nördlich der L222, an der A1 einschließlich der Auffahrtsschleife sowie auf den Fahr-

bahnteilern auf den Kreuzungen anzutreffen. Extensiv gepflegte Bankette (SVe) kom-

men im Geltungsbereich abschnittsweise südlich und nördlich der L222 / K39, an der 

A1 oder entlang der Kreuzung vor. Straßenbegleitgrün mit Bäumen (SVh) oder Ge-

büschen ist sowohl südlich als auch nördlich der L222 anzutreffen und schließt über-

wiegend an die straßenbegleitenden Bankette an. Straßenbegleitgrün ohne Gehölze 

(SVo) befinden sich kleinräumig nördlich der Kreuzung und auf einer Fläche zwischen 

der Auffahrtsschleife und der A1 selbst. 

Die Ermittlung des naturschutzfachlichen Wertes von Flächen erfolgt biotopbezogen 

und folgt im Wesentlichen dem vereinfachten Verfahren gem. „Orientierungsrahmen 

Kompensationsermittlung Straßenbau“ (Anhang 3: „Liste der Biotop- und Nutzungs-

typen mit Bewertungsvorschlägen“).  

Tabelle 1: Übersicht über Bestand und Bewertung der Biotoptypen 

Code Biotoptyp 

Natur-
schutz-
fachli-
che Ein-
stufung 
im GB 

Geschützt 
nach § 30 
BNatSchG 
und § 21 
LNatSchG 
SH 

Wiederherstell-
barkeit / Zeitfak-
tor 

 

Wälder und Brüche 

WMy/SVh Sonstiger Laubwald auf reichen Bö-

den / Straßenbegleitgrün auf Bäumen 
4  2 

WLy Sonstiger Laubwald auf bodensauren 

Standorten 
4  2 

Gehölze außerhalb von Wäldern 

HRy / RHg Baumreihe aus heimischen Laubbäu-

men / Ruderale Grasflur 
2  2 

HW Knicks 3 x 2 

HWy Typischer Knick 3 x 2 

HFy Typische Feldhecke 3 x 2 

Acker- und Gartenbauflächen, Baumschulen und Weihnachtsbaumplantagen 

AA Äcker 1  0,5 

AG Gartenbaufläche  1  0,5 

Ruderal- und Pioniervegetation 

RH Ruderale Staudenflur  3  1 

RHm Ruderale Staudenflur frischer Stand-

orte 

3  1 

RHg Ruderale Grasflur 3  1 
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Code Biotoptyp 

Natur-
schutz-
fachli-
che Ein-
stufung 
im GB 

Geschützt 
nach § 30 
BNatSchG 
und § 21 
LNatSchG 
SH 

Wiederherstell-
barkeit / Zeitfak-
tor 

 

RHx Neophytenflur 2  1 

Biotoptypen im Zusammenhang mit baulichen Anlagen 

SVs Vollversiegelte Verkehrsfläche 0  0 

SVi Bankette, intensiv gepflegt 0  0 

SVe Bankette, extensiv gepflegt 0  0 

SVo Straßenbegleitgrün ohne Gehölze 1  0,5 

SVg Straßenbegleitgrün mit Gebüsche 1  0,5 

SVh Straßenbegleitgrün mit Bäumen 2  0,5 

SIe Anlage der Elektrizitätsversorgung 1  0,5 

SIg Gewerbegebiet 1  0,5 

 

Tiere 

Grundlage der Bestandbeschreibung und -bewertung der Fauna sind die im Zuge der 

faunistischen Kartierungen gewonnenen Ergebnisse. Für das Vorhaben wurden 2018 

biologische Erfassungen der Fauna durch KifL (Kieler Institut für Landschaftsökolo-

gie) durchgeführt. Zur Aktualisierung der Datenlage erfolgte 2021 eine Nacherhebung 

der Fledermäuse in den Bereichen südlich der L222 durch BIOPLAN16.  

Als planungsrelevante Tierarten und Tiergruppen wurden Amphibien, Fledermaus, 

Haselmaus und Brutvögel identifiziert. 

Amphibien 

Die als Lebensräume für Amphibien potentiell geeigneten Amphibiengewässer und 

Landlebensräume befinden sich außerhalb der durch den Geltungsbereich bean-

spruchten Flächen. Die Amphibienwanderung von Jungtieren der Erdkröte wurde in-

nerhalb des Geltungsbereichs beobachtet. 

Im Rahmen des „Genehmigungsverfahrens BImSchG-Verfahren zur Errichtung und 

Erweiterung der MVA Stapelfeld und der KVA Stapelfeld“ ist als artenschutzrechtliche 

Vermeidungsmaßnahme der baubedingte „Erhalt eines Amphibienschutzzaunes“ für 

den Kammmolch vorgesehen. Laut den artenschutzfachlichen Erhebungen wird für 

das Vorhaben der Erweiterung der MVA das Vorkommen von Kammmolchen poten-

tiell angenommen.  

Fledermäuse 

Im Geltungsbereich konnten während der Begehung insgesamt sieben Fledermaus-

arten nachgewiesen werden. Alle heimischen Fledermausarten sind im Anhang IV 

                                                
 

16 Siehe Anhang 2 
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der FFH-Richtlinie aufgeführt und zählen somit zu den streng geschützten Arten gem. 

§ 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG.  

Tabelle 2: Liste der im Geltungsbereich nachgewiesenen Fledermausarten 

Art Wissenschaftlicher Name RL SH RL BRD FFH-Anh. 

Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus * * Anh. IV 

Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus 3 G Anh. IV 

Rauhautfledermaus Pipistrellus nathusii 3 * Anh. IV 

Mückenfledermaus Pipistrellus pygmaeus V D Anh. IV 

Wasserfledermaus Myotis daubertonii * * Anh. IV 

Großer Abendsegler Nyctalus noctula 3 V Anh. IV 

Fransenfledermaus  Myotis nattereri V * Anh. IV 

Rote Liste SH nach BORKENHAGEN (2014): 0 = ausgestorben oder verschollen, 1 = vom Aussterben 

bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Arten der Vorwarnliste, * = nicht gefährdet 
Rote Liste BRD nach HAUPT et al. (2009): 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, G = Gefährdung anzu-

nehmen, V = Vorwarnliste, D = Datenlage defizitär, * = nicht gefährdet, ! = in hohem Maße verant-
wortlich  

 

Im Geltungsbereich befinden sich keine Gehölze mit einer potenziellen Eignung als 

Fledermauswochenstuben, Fledermauszwischen-, -balz oder -winterquartiere. Einige 

Strukturen im Geltungsbereich können potentiell Tagesverstecke darstellen.  

Die Kreuzung Alte Landstraße / Ahrensburger Weg / Groot Redder wurde in Ost-

West-Richtung und Nord-Süd-Richtung als bedeutende Flugroute im Sinn der Ar-

beitshilfe Fledermäuse und Straßenbau (LBV S-H 201117) bewertet. Die Flugrouten 

sind als bedeutend für Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus eingestuft. Eine 

weitere Flugroute an der L222, an der westlichen Auffahrtsschleife der A1, wurde als 

nicht bedeutend eingestuft.  

Ein bedeutendes Jagdgebiet für die Breitflügel- und Zwergfledermaus ist entlang des 

Ahrensburger Wegs vorhanden. Im Jagdgebiet befindet sich die bedeutende Flug-

route in Nord-Süd-Richtung.  

Darüber hinaus wurden im Geltungsbereich zwei weitere, regelmäßig genutzte Jagd-

gebiete festgestellt. Sie befinden sich im Bereich der westlichen Auffahrtsschleife der 

A1 und westlich der Kreuzung L222 / Ahrensburger Weg / Groot Redder im Bereich 

der straßenbegleitenden Gehölze. Alle Jagdgebiete werden ganz oder teilweise auch 

als Flugroute genutzt. 

Die Zwergfledermaus und Breitflügelfledermaus wurden in allen Jagdgebieten im Gel-

tungsbereich nachgewiesen.  

Haselmaus 

Die Untersuchung potentieller Haselmaushabitate ergab eine überwiegend mittlere 

Habitateignung der Gehölzbestände an der L222. Entlang der A1 befinden sich Ge-

hölze mit guter bis sehr guter Habitateignung. Der Biotopverbund für Haselmäuse ist 

im Geltungsbereich bereichsweise lückig, aber zusammenfassend als gut bewertet. 

                                                
 

17 LBV SH – Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein (Hrsg.), 2011: Fledermäuse 

und Straßenbau – Arbeitshilfe zur Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange bei Straßenbauvor-
haben in Schleswig-Holstein. Kiel. 63S. + Anhang. 
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Es konnten jedoch im Rahmen der Nachweiskartierung keine Haselmäuse in den 

Niströhren, Freinester der Haselmaus oder Fraßspuren nachgewiesen werden. 

Brutvögel 

Im Geltungsbereich wurden Brutvogelarten der Gilden Höhlen- und Nischenbrüter, 

gehölzbewohnende Frei- und Bodenbrüter, Brutvögel der offenen Landschaft und der 

Siedlungsbereiche festgestellt. Es wurden keine Brutvogelarten nachgewiesen, die 

gem. der Roten Liste Schleswig-Holstein als gefährdet eingestuft wurden. 

Tabelle 3: Liste der vorkommenden Brutvogelgilden im Geltungsbereich.  

Brutvogelgilden Vorkommen im Geltungsbereich 
Ungefährdete Höhlen- und Nischenbrüter in Bäu-
men  

 

Brutvorkommen in Höhlen, bzw. Nischen an Bäu-
men, Vorkommen prinzipiell in allen mit Gehölzen 
bestandenen Lebensräumen im Planungsgebiet 
möglich. Artinventar: Blaumeise, Buntspecht, 
Kohlmeise und Sumpfmeise.  

Ungefährdete, gehölzbewohnende Frei- und Bo-
denbrüter  

Brut in Nestern in Gehölzen oder am Boden, Vor-
kommen prinzipiell in allen mit Gehölzen bestan-
denen Lebensräumen im Planungsgebiet mög-
lich. Artinventar: Amsel, Bluthänfling, Buchfink, 
Dorngrasmücke, Eichel-häher, Fitis, Gartengras-
mücke, Gelbspötter, Gimpel, Goldammer, Grün-
fink, Heckenbraunelle, Kernbeißer, Klappergras-
mücke, Mönchsgrasmücke, Rabenkrähe, Ringel-
taube, Rotkehlchen, Singdrossel, Stieglitz, Zaun-
könig und Zilpzalp.  

Ungefährdete Brutvögel der offenen Landschaft  Brutvorkommen mit Nestlage meist geschützt 
durch Vegetation am Boden landwirtschaftlicher 
Nutzflächen oder Brachen. Vorkommen prinzipi-
ell in allen landwirtschaftlichen Nutzflächen und 
Staudenfluren im Planungsgebiet möglich. Artin-
ventar: Jagdfasan und Sumpfrohrsänger  

Ungefährdete Brutvögel der Siedlungsbereiche  Nester an Gebäuden oder Gärten im Siedlungs-
bereich, Vorkommen in entsprechenden Lebens-
räumen im Planungsgebiet. Artinventar: Bach-
stelze, Feldsperling, Hausrotschwanz und 
Haussperling.  

 

Wertgebende Arten im Planungsgebiet, die gem. „Beachtung des Artenschutzrechtes 

bei der Planfeststellung“ (LBV-SH 201618) auf Artniveau abzuarbeiten sind, sind die 

Durchzügler Kormoran und Graureiher sowie der Nahrungsgast Rotmilan. Es handelt 

sich um einzelne Individuen, die nicht in bedeutsamen Beständen vorkommen. 

Biotopverbund 

Das Naturschutzgebiet Höltigbaum, welches in den Geltungsbereich des B-Plans 

randlich hineinragt, ist Schwerpunktbereich des Biotopverbundsystems Schleswig-

Holstein.   

 

 

                                                
 

18 LBV SH – Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, 2020: Fledermäuse 
und Straßenbau: Arbeitshilfe zur Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange bei Stra-
ßenbauvorhaben in Schleswig-Holstein, Kiel, 79 S. 
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Auswirkungen Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt 

Biotope 

Mit Realisierung des Bebauungsplans werden durch den Ausbau der L222 auf insge-

samt 39.943 m² Biotope beseitigt (bau- und anlagebedingt). Betroffen sind überwie-

gend Flächen von allgemeiner Bedeutung wie Acker, Ruderal- und Pioniervegetation 

sowie Biotoptypen im Zusammenhang mit baulichen Anlagen (Gewerbegebiet, Ban-

kette, Straßenbegleitgrün, Verkehrsflächen).  

Davon werden Knicks und Feldhecken, die gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 

LNatSchG geschützte Biotope sind, auf insgesamt 683 m beseitigt (1.844 m²). Wald-

flächen und Straßenbegleitgrün, die nach § 2LWaldG als Wald anzusprechen sind, 

werden auf 1.273 m² in Anspruch genommen.  

Tiere 

Mit dem Biotopverlust ist auch der Verlust an faunistischen Lebensraum verbunden. 

Der Verlust an den Gehölzstrukturen bedingt für die im Gebiet vorkommenden, unge-

fährdeten Brutvogelgilden einen Teilverlust des Lebensraums. Es sind jedoch keine 

gefährdeten Arten betroffen. Im Umfeld des Eingriffs und in den neu entstehenden 

Strukturen werden ausreichend Brutmöglichkeiten und Ausweichhabitate hergestellt.  

Durch die Beseitigung der Gehölze werden außerdem die Flugrouten der Fleder-

mäuse beeinträchtigt. Mit Herstellung der Ersatzpflanzungen werden dauerhafte Be-

einträchtigungen verhindert.  

Amphibiengewässer und Landlebensräume sind durch den B-Plan nicht betroffen. 

Die im Zuge der Wanderbewegungen innerhalb des Geltungsbereichs vorkommen-

den Amphibienarten geraten bereits im bestehenden Zustand auf die L222. Da mit 

dem Plan keine Erhöhung des Verkehrsaufkommens verbunden ist, ist keine erhöhte 

Mortalität der Amphibien gegeben.  

Mit Aufstellung des B-Planes ist der Eingriff in Flächen östlich des Ahrensburger Red-

ders verbunden, auf denen der Amphibienzaun derzeit installiert ist (siehe auch Land-

schaftspflegerischer Begleitplan, Anhang 1). Um den im Rahmen des „Genehmi-

gungsverfahrens BImSchG-Verfahren zur Errichtung und Erweiterung der MVA Sta-

pelfeld und der KVA Stapelfeld aufgestellten Amphibienschutzzaun für Kammmolche 

(Vermeidung von Einwanderung von Kammmolchen aus dem NSG Höltigbaum auf 

die Fläche der Müllverbrennungsanlage bzw. in den Baustellenbereich) auch weiter-

hin durchgehend zu erhalten, wird der betroffene Abschnitt des Amphibienzauns ver-

legt (Textteil B des B-Plans, Hinweise zum Artenschutz, Nr. 2.2). Beeinträchtigungen 

sind nicht gegeben.    

Während der Bauarbeiten sind unter Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen 

Vermeidungsmaßnahmen keine über das anlagebedingte Maß hinausgehenden Be-

einträchtigungen der Pflanzen- und Tierwelt zu erwarten.  

FFH-Gebiet, Naturschutzgebiet 

Die im Geltungsbereich des B-Plans befindlichen Flächen des FFH-Gebiets „Kamm-

molchgebiet Höltigbaum/Stellmoorer Tunneltal“ und des Naturschutzgebietes „Höltig-

baum“ werden durch Festsetzungen des B-Plans kleinräumig überplant. 
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Mögliche Auswirkungen auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes und die Kohärenz 

des Natura 2000-Netzes wurde in einer Untersuchung zur FFH-Vorprüfung19 bewer-

tet. Im Ergebnis sind keine Auswirkungen auf die Erhaltungsziele als erheblich dekla-

riert.  

Der kleinräumige Eingriff in das Naturschutzgebiet steht den Schutzzwecken nicht 

entgegen, da lediglich randlich in Bereiche mit untergeordneter Bedeutung für das 

Naturschutzgebiet (Straßenböschungen) eingegriffen wird. 

Besonderer Artenschutz 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind die artenschutzrechtlichen Zugriffs-

verbote des § 44 (1) BNatSchG zu beachten. Nach § 44 (5) Satz 2 BNatSchG sind 

für über die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung hinausgehende artenschutzrecht-

liche Betrachtung von Eingriffsvorhaben nur die nach europäischem Recht streng ge-

schützten Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie alle eu-

ropäischen Vogelarten relevant. Die Befassung mit den national geschützten Arten 

erfolgt nach Maßgabe der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung.  

Ein Bebauungsplan kann zwar nicht unmittelbar die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 

1 BNatSchG auslösen. Die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 BNatSchG gel-

ten unmittelbar nur für die Zulassungsentscheidung bzw. die Baugenehmigung. Den-

noch ist bereits während der Planaufstellung zu prüfen, ob durch die Umsetzung der 

Inhalte eines Bebauungsplans artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ausgelöst 

werden können, um die Vollzugsfähigkeit des Plans bewerten zu können.  

Die Prüfung, ob das geplante Projekt gegen die in § 44 (1) BNatSchG formulierten 

Zugriffsverbote verstößt, erfolgt im Rahmen eines artenschutzrechtlichen Fachbei-

trags. Im Folgenden werden die Ergebnisse des Fachgutachtens zur Prüfung der ar-

tenschutzrechtlichen Belange zusammenfassend wiedergegeben. Ausführlichere An-

gaben zu den rechtlichen Grundlagen, der Methodik und den Arten sind im Fachgut-

achten dargelegt (Anhang 2). 

Als artenschutzrechtlich relevante Tierarten, die im Geltungsbereich vorkommen, 

wurden Fledermäuse sowie alle europäischen Vogelarten identifiziert.  

Im Ergebnis der Prüfung werden die Verbotstatbestände nach § 44 (1) BNatSchG 

nicht verletzt, wenn folgende Maßnahmen beachtet werden: 

 Gehölzbeseitigungen und Abtransport des anfallenden Materials im Zuge der 

Baufeldräumung erfolgt zum Schutz von Fledermäusen und Brutvögeln in fol-

genden Zeiträumen (Teil B des B-Plans, Hinweise, Nr. 2.1): 

 

Relevante Art oder Ar-
tengruppe 

Relevante Gehölzstrukturen Zulässige Fällzeit 

Fledermäuse Baumbestände (Quartierbäume) 01.12. bis 28./29.02. 

Gehölzbewohnende Frei- 
und Bodenbrüter 
(Brutvögel) 

Sämtliche Gehölzbestände 01.09. bis 28./29.02. 

Höhlen- und Nischenbrü-
ter (Brutvögel) 

Ältere Gehölzbestände 01.09. bis 28./29.02 

                                                
 

19 Siehe Anhänge 3 und 4 
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 Wiederherstellung von Leitstrukturen für Fledermäuse, um Flugrouten auf-

rechtzuerhalten und das Kollisionsrisiko zu minimieren durch Ersatzpflanzun-

gen von Gehölzen mit einer Höhe von 3 Metern (Festsetzung in Teil A des B-

Plans als Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen und textliche Festsetzung in Teil B, Nr. 7.3) 

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 

 Vermeidung von Beeinträchtigungen von Biotopstrukturen und faunistischen 

Lebensräumen durch den 

o weitestgehenden Erhalt straßenbegleitender Gehölze (Festsetzung in 

Teil A des B-Plans als Grünflächen und textliche Festsetzung in Teil B 

unter 7.7)  

o weitestgehenden Erhalt von Gehölzflächen (Festsetzung in Teil A des 

B-Plans als Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Er-

haltung von Bäumen und textliche Festsetzung in Teil B unter 7.1) 

o weitestgehenden Erhalt von Einzelbäumen (Festsetzung in Teil A des 

B-Plans als zu erhaltende Bäume, textliche Festsetzung in Teil B, Nr. 

7.5) 

o Erhalt von zwei wertvollen Eichen am Groot Redder durch den Einbau 

von Wurzelbrücken (Festsetzungen in Teil A des B-Plans als zu erhal-

tende Bäume, textliche Festsetzung in Teil B, Nr. 7.6) 

o weitestgehenden Erhalt von Knicks (Festsetzung im Teil A des B-

Plans als Erhaltung von sonstigen Bepflanzungen (Knicks), textliche 

Festsetzung in Teil B, Nr. 4.2) 

o weitestgehenden Erhalt von Wald (Festsetzung im Teil A des B-Plans 

als Flächen für den Wald) 

 Ausgleich des unvermeidbaren Eingriffs in Knicks durch Knickneuanlage in-

nerhalb des Geltungsbereichs und Knickneuanlage außerhalb des Geltungs-

bereichs (Ökokonto in den Gemeinden Lentföhrden, Kreis Segeberg und Ach-

trup, Kreis Nordfriesland). (Festsetzung in Teil B Nr.8) 

 Ausgleich von Wald außerhalb des Geltungsbereichs (Ersatzaufforstungsflä-

che Stecknitz-Delvenau, Gemeinde Witzeeze im Kreis Herzogtum Lauen-

burg). (Festsetzung in Teil B Nr.8) 

 Ausgleich von weiteren Biotopen außerhalb des Geltungsbereichs auf einer 

Ausgleichsfläche in der Gemeinde Stapelfeld (Festsetzung in Teil B Nr.8) 

 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen (Bauzeitenregelung, Ersatz-

pflanzungen). (Teil B, Hinweise) 

 Verlegung der Amphibiensperreinrichtung (Amphibienleiteinrichtung) die als 

artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme für den Kammmolch im Rah-

men des Vorhabens „Errichtung und Betrieb des MHKW und der KVA Stapel-

feld“ wirksam ist (Teil B, Hinweise, Nr. 2.2) 

Verbleibende Umweltauswirkungen auf die Belange/Schutzgüter Pflanzen, 

Tiere und biologische Vielfalt 

Bei Realisierung der o.g. Maßnahmen werden vermeidbare Beeinträchtigungen un-

terbunden. Unvermeidbare, erhebliche Beeinträchtigungen werden ausgeglichen. Bei 

Berücksichtigung der beschriebenen Maßnahmen treten die Verbotstatbestände des 

§ 44 (1) nicht ein.  
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2.2.3 Boden 

Bestand / Bewertung 

Das Plangebiet ist geologisch von der letzten Eiszeit (Weichsel-Kaltzeit) geprägt. Da-

bei wurde das Gebiet mehrfach von Vorlandgletschern überprägt, sodass zahlreiche 

Hohl- und Vollformen ausgeschürft, bzw. abgelagert wurden, die das Gebiet heute 

charakterisieren. Das Relief ist jungmoränentypisch wellig bis flachkuppig.  

Ausgangsmaterial der Bodenbildung sind im Plangebiet hauptsächlich weichseleis-

zeitlich abgelagerte Sedimente, wie Geschiebelehm und -mergel (Grundmoräne) o-

der Geschiebesande (Endmoräne).  

Das Plangebiet wird großflächig von Pseudogley-Braunerde geprägt.  

Geschützte Gebiete, die das Schutzgut Boden betreffen, sind nicht vorhanden.  

Der Boden wird in Anlehnung an die in § 2 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetzt 

(BBodSchG20) genannten Funktionen bewertet. Die Bewertungskriterien werden in 

Anlehnung an die „Bodenbewertung in Schleswig-Holstein – Begleittext zu den Bo-

denbewertungskarten im Landwirtschafts- und Umweltatlas“21 (LLUR 2011) formu-

liert.  

Tabelle 4: Bodenfunktionen und Bewertungskriterien 

Bodenfunktion gem. BBodSchG  

§ 2 Abs. 2 (vereinfacht) 

Bewertungskriterium (gem. Landwirtschafts- 

und Umweltatlas) 

1a Lebensgrundlage für Tiere und Pflanzen Naturnähe, bodenkundliche Feuchtestufe, (na-

türliche Ertragsfähigkeit) 

1b 

 

Bestandteil des Naturhaushaltes 

(Wasser- und Nährstoffkreislauf) 

Feldkapazität, 

Bindungsvermögen für Nährstoffe 

1c 

 

Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für 

stoffliche Einwirkungen aufgrund der Filter-, 

Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, 

insbesondere auch zum Schutz des Grund-

wassers 

Rückhaltevermögen des Bodens für nicht sor-

bierbare Stoffe (Bodenwasseraustausch) 

2 Archiv der Naturgeschichte Seltenheit bzw. besondere Schutzwürdigkeit* 

3 

 

Standort für land- und forstwirtschaftliche Nut-

zung 

natürliche Ertragsfähigkeit für die landwirt-

schaftliche Nutzung 

                                                
 

20 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), in der zuletzt geänder-

ten Fassung 
21 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein (2011): 

Bodenbewertung in Schleswig-Holstein - Begleittext zu den Bodenbewertungskarten im Landwirt-
schafts- und Umweltatlas 
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Bodenfunktion gem. BBodSchG  

§ 2 Abs. 2 (vereinfacht) 

Bewertungskriterium (gem. Landwirtschafts- 

und Umweltatlas) 

* gem. Landschaftsprogramm (1999), Tab. 3 „Schutzwürdige Bodenformen“ 

 

Nach dem Leitfaden zum „Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB“ sind von 

diesen Funktonen bei Vorhaben der Bauleitplanung jedoch im Wesentlichen nur die 

folgenden Kriterien von besonderer Relevanz: 

 Lebensraum für Pflanzen (Standortpotential für natürliche Pflanzengesell-

schaften, natürliche Bodenfruchtbarkeit) 

 Funktion des Bodens im Wasserhaushalt 

 Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 

Lebensraum für Pflanzen (Biotische Lebensraumfunktion) 

Durch Nährstoff- und/oder Wasserminima bzw. -maxima geprägte Bereiche weisen 

als Extremstandorte eine besondere Bedeutung bezüglich der biotischen Lebens-

raumfunktion auf. Bereiche mit einer bodenkundlichen Feuchtestufe (BKF) 1 (stark 

trocken), 2 (mittel trocken), 10 (nass), 9 (stark feucht) und 8 (mittel feucht) stellen 

bedeutende Standorte für die Lebensraumfunktion dar.  

Die bodenkundlichen Feuchtestufen im Geltungsbereich sind schwach trocken bis 

mittel frisch. Diesen Böden kommt eine allgemeine Bedeutung zu. 

Bestandteil des Wasserhaushalts 

Böden mit besonderer Bedeutung hinsichtlich ihrer Funktion im Wasserhaushalt wer-

den anhand der Filter-, Puffer- und Speicherfunktion sowie der Durchlässigkeit des 

Bodens definiert. Die Feldkapazität im effektiven Wurzelraum ist die Menge an Was-

ser, die der Boden entgegen der Schwerkraft im Wurzelraum halten kann. Je niedriger 

die Feldkapazität ist, desto weniger Wasser kann in niederschlagsreichen Zeiten zu-

rückgehalten und in niederschlagsarmen Zeiten teilweise wieder bereitgestellt werden 

und desto schneller kommt es in niederschlagsreichen Zeiten zur Versickerung. 

Die Feldkapazität ist im Geltungsbereich überwiegend gering, vereinzelt mittel. Den 

unversiegelten Böden des Geltungsbereichs kommt als Bestandteil des Wasserhaus-

halts eine allgemeine Bedeutung zu, versiegelte Böden sind von untergeordneter Be-

deutung.   

Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 

Als Zeugen der erd- oder landesgeschichtlichen Entwicklung gelten bestimmte Ge-

otope oder Bodentypen von besonderer Bedeutung. Geotope sind laut Landschafts-

programm Schleswig-Holstein schutzwürdig, wenn sie sich durch ihre besondere erd-

geschichtliche Bedeutung, Seltenheit, Eigenart, Form oder Schönheit auszeichnen. 

Im Geltungsbereich kommen keine entsprechenden Böden vor. 

Auswirkungen 

Mit der Realisierung des Bebauungsplans sind folgende Auswirkungen verbunden: 
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Durch Versiegelung und Überbauung von Böden gehen die Funktionen für den Na-

turhaushalt vollständig verloren. Alle davon betroffenen Böden weisen eine allge-

meine Bedeutung auf.  

Der Verlust der Bodenfunktionen in Folge von Versiegelung stellt einen naturschutz-

rechtlichen Eingriff dar. Insgesamt werden im Geltungsbereich durch die Bauflächen 

rd. 3.890 m² neu versiegelt. Durch die vorgesehenen rd. 467 m² Entsiegelung nicht 

mehr benötigter Verkehrsflächen werden die Beeinträchtigungen durch Neuversiege-

lung verringert. Auf bereits im Bestand versiegelten Flächen, die im Zuge des Vorha-

bens erneut gesetzt werden, entstehen keine erheblichen Beeinträchtigungen.  

Auf den zu überbauenden Flächen fällt abgeschobenes bzw. ausgehobenes Boden-

material an. Eine Wiederverwertung innerhalb der Bau- und Pflanzflächen ist voraus-

sichtlich nur in begrenztem Umfang im Geltungsbereich möglich. Für die darüber hin-

aus gehenden Mengen sind geeignete Möglichkeiten zur ordnungsgemäßen und 

schadlosen Verwertung außerhalb des Geltungsbereichs erforderlich. Die ausführen-

den Baufirmen haben der Bauüberwachung die erforderlichen Verwertungsnach-

weise vorzulegen.   

Gem. § 1a BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 

werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen 

für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbeson-

dere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maß-

nahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das not-

wendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke ge-

nutzte Flächen sollen nur in notwendigem Umfang umgesetzt werden.  

Für den Bebauungsplan Stapelfeld Nr. 21 werden ca. 105 m² Ackerflächen dauerhaft 

in Anspruch genommen, 67 m² werden während der Bauzeit temporär beansprucht.  

Nachsorgender Bodenschutz 

Die untere Bodenschutzbehörde erfasst altlastverdächtige Flächen und Altlasten so-

wie Flächen mit schädlichen Bodenveränderungen in einem laufend fortzuschreiben-

den Boden- und Altlasteninformationssystem („Altlastenkataster“). Neben den Altab-

lagerungen werden alle Altstandorte registriert.  

Altlasten oder Altablagerungen sind im Geltungsbereich nicht bekannt.  

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 

 Ausgleich des Eingriffs in den Boden infolge der Versiegelung durch Entsie-

gelung nicht mehr benötigter Verkehrsflächen und Ausgleichsmaßnahmen au-

ßerhalb des Geltungsbereiches auf der Maßnahmenfläche in der Gemeinde 

Stapelfeld (textliche Festsetzung in Teil B des B-Plans, Nr. 8) 

Verbleibende Umweltauswirkungen auf den Belang / das Schutzgut Boden  

Mit Realisierung der o.g. Maßnahmen werden vermeidbare Beeinträchtigungen un-

terbunden. Die insbesondere mit der Versiegelung/Überbauung verbundenen unver-

meidbaren, erheblichen Beeinträchtigungen werden ausgeglichen. 
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2.2.4 Fläche 

Hintergrund der Betrachtung des Schutzgutes Fläche ist die Berücksichtigung des 

Ziels, einen möglich geringen Flächenverbrauch in der Landschaft zu erreichen und 

die Flächenneuinanspruchnahme von unversiegelten Flächen zu vermeiden.  

Auswirkungen / Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung 

Mit dem B-Plan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für einen Straßen-

ausbau geschaffen. Mit dem Ausbauvorhaben werden Flächeninanspruchnahmen 

überwiegend innerhalb des bestehenden Straßenbaukörpers erfolgen. Mit weniger 

als 0,4 ha erfolgt in geringem Maße eine anlagebedingte Inanspruchnahme in die 

angrenzenden Flächen.  

2.2.5 Wasser 

Bestand / Bewertung 

Grundwasser 

Der Geltungsbereich liegt im Bereich des Grundwasserkörpers El21 „Bille – östl. Hü-

gelland Mitte B“. Die Deckschichten werden überwiegend als „günstig“ charakterisiert. 

Es liegen keine Gefährdungen hinsichtlich des chemischen oder mengenmäßigen 

Zustands vor.  

Unter den im Geltungsbereich vorherrschenden Pseudogley-Braunerden ist ein grö-

ßerer Abstand des Grundwassers zur Geländeoberfläche zu erwarten. Die Grund-

wasserneubildungsrate ist unter den versiegelten Böden des Straßenraums vermin-

dert. Teilbereiche des Geltungsbereiches werden landwirtschaftlich genutzt, sodass 

durch mineralische und organische Düngung und der Anwendung von Pestiziden ein 

Eintrag von Nähr- und Schadstoffen in das Grundwasser gegeben ist. Im Nahbereich 

der A1 und L222 ist zudem von Schadstoffeinträgen auszugehen.  

Die Flächen im Geltungsbereich sind von allgemeiner Bedeutung für das Grundwas-

ser.  

Oberflächengewässer 

Im Geltungsbereich befinden sich keine Oberflächengewässer. 

Außerhalb des Geltungsbereiches verläuft die Braaker Au. Das anfallende Oberflä-

chenwasser im Bereich der Verkehrsflächen wird derzeit direkt und entsprechend 

weitgehend ungereinigt über fünf Einleitungsstellen in die Braaker Au eingeleitet. 

Auswirkungen 

Grundwasser 

Aufgrund von Überbauung und Flächenversiegelung kommt es zu einem geringfügig 

erhöhten Oberflächenwasserabfluss und einer Verringerung der Grundwasserneubil-

dung. Mit der geplanten Zuführung des Regenwassers in das Regenrückhaltebecken 

und Einleitung in die Braaker Au verbleibt das anfallende Oberflächenwasser jedoch 

zu einem hohen Anteil im örtlichen wasserhaushaltlichen System.  

Oberflächengewässer 

Mit Realisierung des Bebauungsplanes wird das gesammelte Oberflächenwasser ge-

reinigt in die Braaker Au, außerhalb des Geltungsbereiches, abgegeben. Die bisher 
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ohne Rückhaltung eingeleiteten Abflussspitzen werden im festgesetzten Rückhalte-

becken in der nördlichen Auffahrtsschleife zur A1 gesammelt und gedrosselt in den 

Vorfluter abgegeben. Durch ein vorgeschaltetes Klärbecken mit Dauerstau und 

Tauchwand wird das Oberflächenwasser gereinigt. Da somit ein gleichbleibender 

Wasserstand gewährleistet werden kann und das anfallende Wasser gereinigt abge-

geben wird, wird die Braaker Au entlastet.  

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 

 Vermeidung von Belastungen der Braaker Au durch Rückhaltung und Reini-

gung des Straßenabflusses im Regenrückhaltebecken vor Einleitung (Festset-

zung in Teil A des B-Plans als Regenrückhaltebecken, textliche Festsetzung in 

Teil B, Nr. 3) 

Verbleibende Umweltauswirkungen auf den Belang / das Schutzgut Wasser 

Mit Realisierung der o.g. Maßnahmen werden vermeidbare Beeinträchtigungen un-

terbunden. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind nicht 

gegeben. 

2.2.6 Klima/Luft 

Bestand / Bewertung 

Geländeklimatologische Unterschiede im Geltungsbereich sind insbesondere durch 

Boden und Grundwasserstand sowie Vegetation bzw. Nutzung bestimmt. Es lassen 

sich folgende Klimatope unterscheiden: 

Zu den Kaltluftbildungsflächen gehören die landwirtschaftlich genutzten Ackerflächen 

und Ruderalfluren im Geltungsbereich. Durch die nächtlichen Temperaturunter-

schiede zwischen den erwärmten bebauten Bereichen (Gewerbegebiet) und kühlen 

Freiflächen entstehen lokale, kleinräumige Luftaustauschprozesse zwischen diesen 

Räumen. Bei Vorhandensein eines entsprechenden Belüftungssystems (z.B. Kaltluft-

abflussbahnen, verursacht durch ein abfallendes Relief mit entsprechend geringer 

Oberflächenrauigkeit) geht die Wirksamkeit des Kühleffekts über die Raumeinheit hin-

aus. Thermisch belastete Gebiete ebenso wie natürliche, durch das Relief gebildete 

Leitbahnen für die Kaltluft sind im Planungsgebiet nicht vorhanden, sodass eine kli-

matische Ausgleichsfunktion nicht gegeben ist.  

Die Frischluftbildung steigt mit steigendem Waldanteil eines Raumes. Daneben über-

nehmen auch vorhandene Knicks und andere Gehölzbestände durch Bindung und 

Filterung von Staubpartikeln eine Funktion im Hinblick auf die Luftregeneration. Grö-

ßere Waldflächen, die diese Funktion übernehmen könnten, kommen im Geltungsbe-

reich nicht vor.   

Vorbelastungen in Form von Luftverschmutzung werden durch den Kfz-Verkehr ver-

ursacht.  

Auswirkungen 

Eine ausbaubedingte Verkehrszunahme ist nicht gegeben, sodass keine Verände-

rung der bestehenden lufthygienischen Situation durch zunehmende Luftschad-

stoffimmissionen gegeben ist. Durch die vorgesehene zusätzliche Überbauung und 

Herstellung versiegelter Bereiche und die Beseitigung von Gehölzen und Bäume wird 
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kleinräumig in die frischluftbildende Strukturelemente eingegriffen. Aufgrund der ver-

gleichsweise geringen Anzahl der zu entfernenden Gehölze ist das lokale Klima 

höchstens kleinräumig von einer Veränderung betroffen.  

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 

 Erhalt von Einzelbäumen und Gehölzflächen (Festsetzung in Teil A des B-

Plans, textliche Festsetzung in Teil B, Nr. 7.1, 7.5, 7.6, 7.7) 

 Anlage von Gehölzstrukturen (Festsetzung in Teil A des B-Plans und textliche 

Festsetzung in Teil B, Nr. 7.2, 7.3, 7.4) 

Verbleibende Umweltauswirkungen für die Belange / Schutzgüter Klima und 

Luft 

Es sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu erwarten.  

2.2.7 Landschaft 

Bestand / Bewertung 

Das Planungsgebiet wurde durch die letzte Eiszeit geprägt und ist relativ einheitlich 

gestaltet. Bestimmendes Element ist die Alte Landstraße (L222). Südlich der L222 

überwiegen landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen, die durch landschaftstypische 

Knicks gegliedert sind. Nördlich der L222 und westlich der Kreuzung L222 / Ahrens-

burger Weg / Groot Redder kommen naturbestimmte Waldbereiche des FFH-Gebiets 

Höltigbaum vor. Östlich der Kreuzung bestimmen Gewerbeflächen das Planungsge-

biet. Im Nahgebiet der Anschlussstelle Stapelfeld treten verschieden genutzte und 

strukturierte Bereiche auf (Gehölzbestände, Ruderalfluren). 

Im Hinblick auf eine Minimierung der Beeinträchtigungen werden Einzelelemente mit 

einer hohen Bedeutung für das Landschaftsbild genannt. Landschaftsbildwirksame 

Einzelelemente von hoher Bedeutung sind 

 Besonders geschütztes Gebiet (FFH-Gebiet Höltigbaum / Naturschutzgebiet) 

nördlich der L222 und westlich der Kreuzung L222 / Ahrensburger Weg / Groot 

Redder in der Gemeinde Stapelfeld einschließlich der darin vorkommenden 

Fuß- und Wanderwege als Erholungsschwerpunkt) 

 Knicks als charakteristische und historisch bedeutsame Landschaftselemente 

der Agrarlandschaft südlich der L222 und vereinzelt nördlich der L222 

 Landschaftsschutzgebiet Stapelfeld westlich der BAB A1 und südlich der 

L222, das im Geltungsbereich Ackerflächen einschließlich gliedernder Knicks, 

die L222 und straßenbegleitende Gehölze umfasst 

Der Knick nördlich der L222 und südlich der Gewerbeflächen dient der landschafts-

gerechten Eingrünung der naturfernen Flächen. 

Auswirkungen 

Durch den Ausbau der Straße werden landschaftsbildprägende Gehölze an der 

Straße und Waldbestände in den Auffahrtsschleifen der Autobahn (geplantes Regen-

rückhaltebecken) in Anspruch genommen. Durch Gestaltungsmaßnahmen an den 

Straßenböschungen, das Anlegen von Leitstrukturen für Fledermäuse als arten-

schutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme und der Anpflanzung von Baumgruppen 

auf die Nebenflächen des geplanten Regenrückhaltebeckens bleibt die landschaftli-

che Einbindung der Straße gegeben.  
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Südlich des Gewerbegebietes ist gem. 4. Änderung des B-Plans Nr. 10 eine land-

schaftsgerechte Eingrünung durch einen Knick vorgesehen. Diese kann durch die 

Aufstellung des B-Plans Nr. 21 in Teilen nicht realisiert werden. Zur Minimierung des 

Eingriffs wird eine heckenartige Gehölzpflanzung als Abschirmgrün festgesetzt. 

Landschaftsschutzgebiet 

Der Geltungsbereich berührt bereits vorbelastete Flächen im Landschaftsschutzge-

biet Stapelfeld. Mit dem Vorhaben wird die Landschaft in ihrer Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit nicht verändert, der Erholungswert von Natur und Landschaft sowie die 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes werden nicht beeinträchtigt.  

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 

 Erhalt von Einzelbäumen und Gehölzflächen (Festsetzung in Teil A des B-

Plans, textliche Festsetzung in Teil B, Nr. 7.1, 7.5, 7.6, 7.7) 

 Anlage von Gehölzstrukturen (Festsetzung in Teil A des B-Plans und textliche 

Festsetzung in Teil B, Nr. 7.2, 7.3, 7.4) 

 Anlage einer heckenartigen Gehölzpflanzungen zur Abschirmung des Gewer-

begebiets (Festsetzung in Teil A des B-Plans als Umgrenzung von Flächen 

zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und 

textliche Festsetzung in Teil B, Nr. 7.2) 

 Ausgleich multifunktional außerhalb des Geltungsbereichs auf einer Aus-

gleichsfläche in der Gemeinde Stapelfeld (Teil B, Nr. 8) 

Verbleibende Umweltauswirkungen für den Belang/das Schutzgut Landschaft 

Mit Realisierung der o.g. Maßnahmen werden vermeidbare Beeinträchtigungen un-

terbunden. Die die mit dem Entfall der landschaftsgerechten Einbindung  im Bereich 

des geplanten Gewerbegebietes verbundenen unvermeidbaren, erheblichen Beein-

trächtigungen werden ausgeglichen. 

2.2.8 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Bestand / Bewertung 

Im Geltungsbereich befinden sich keine als Kulturdenkmale gem. § 2 und § 8 des 

Denkmalschutzgesetzes des Landes Schleswig-Holstein vom 30. Dezember 2014 

geschützte Denkmäler.  

Erhebliche Auswirkungen auf die Kultur- und sonstige Sachgüter können ausge-

schlossen werden.   

2.2.9 Wechselwirkungen 

Aufgrund der engen Beziehung zwischen den Natur- und Landschaftsfaktoren Boden, 

Wasser, Klima, Pflanzen, Tiere, Landschaftsbild und dem Schutzgut Mensch beste-

hen Wirkungsbeziehungen zwischen Auswirkungen durch den Plan auf diese Schutz-

güter.  

Diese Wirkungsbeziehungen werden bei der schutzgutbezogenen Darstellung mögli-

cher Auswirkungen bereits berücksichtigt. 
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2.2.10 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plange-

biete 

Neben der Bewertung der direkten planbedingten Auswirkungen ist zu prüfen, ob zu-

sätzlich erhebliche Auswirkungen entstehen, die gem. Anlage 1 BauGB „infolge einer 

Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete unter 

Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicher-

weise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz oder auf die Nutzung von 

natürlichen Ressourcen“ ausgelöst werden können.  

Der Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen B-Plans Braak Nr. 10 B, 2. Än-

derung schließt östlich an den Geltungsbereich des B-Plans Stapelfeld Nr. 21 an. Die 

Umweltauswirkungen für den B-Plan Braak Nr. 10 B, 2. Änderung werden im Umwelt-

bericht zum B-Plan Braak Nr. 10 B, 2. Änderung dargestellt. Die Geltungsbereiche 

umfassen zusammen das komplette Planungsgebiet zum Ausbau der L222. Die ge-

samthaften Auswirkungen wurden im Landschaftspflegerischen Begleitplan zum Aus-

bau der L222 ermittelt (s. Anhang 1) 

Die Ergebnisse dieser Betrachtung zeigen, dass keine Beeinträchtigungen zu erwar-

ten sind, die über die für die Einzelvorhaben ermittelten Auswirkungen hinausgehen 

und in kumulierender Betrachtung verstärkte Auswirkungen ergeben würden. Es ent-

stehen keine weiteren erheblichen Umweltauswirkungen für den B-Plan Stapelfeld 

Nr. 21 infolge einer Kumulierung mit den Auswirkungen anderer Vorhaben.  

2.2.11 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Mit dem B-Plan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den geplanten 

Ausbau der L222 geschaffen. Entsprechend dem Ziel und dem räumlichen Geltungs-

bereich des B-Plans sowie der Charakteristik des mit ihm vorbereiteten Vorhabens 

„Ausbau“ kommen Planungsalternativen im Sinne von Nutzungs- oder Standortalter-

nativen nicht in Betracht. 

Darüber hinaus wurde, der Sensibilität des Raumes und den erwartbaren Wirkungen 

des Vorhabens Rechnung tragend, ein wesentlicher Teil der planerischen Auseinan-

dersetzung im Rahmen der Optimierung von Entwurfsparametern und Bauwerken zur 

Vermeidung von nachteiligen Umweltauswirkungen sowie der Konzipierung umfang-

reicher Vermeidungsmaßnahmen geführt. Anderweitige in Betracht kommende Pla-

nungsmöglichkeiten sind nicht gegeben. 

2.3 Auswirkungen durch Bauphase, Abfälle, Techniken und schwere Un-

fälle 

2.3.1 Bau der geplanten Vorhaben einschließlich Abrissarbeiten 

Für die Bauphase können keine detaillierten Angaben gemacht werden. Hierzu grei-

fen die Regelungen der nachgelagerten Genehmigungsebenen, sodass eventuelle 

Umweltauswirkungen aufgrund der Umsetzung der Planung wirksam vermieden wer-

den können. 
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2.3.2 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwer-

tung 

Zur Art und Menge der Abfälle, die aufgrund der Umsetzung der Planung anfallen, 

können keine detaillierten Angaben gemacht werden. Ihre umweltschonende Beseiti-

gung und Verwertung wird durch entsprechende fachgesetzliche Regelungen sicher-

gestellt. 

2.3.3 Eingesetzte Techniken und Stoffe 

Zu den eingesetzten Techniken und Stoffen, die in den durch die Planung ermöglich-

ten Vorhaben verwendet werden, können keine konkreten Angaben gemacht werden. 

Auf der Planebene nicht absehbare Umweltauswirkungen sind auf der Zulassungs-

ebene zu prüfen. 

2.3.4 Auswirkungen durch schwere Unfälle und Katastrophen 

Mit dem B-Plan werden keine Vorhaben ermöglicht, von denen gegenüber der Be-

standssituation eine erhöhte Gefahr schwerer Unfälle oder Katastrophen ausgeht. Im 

Umfeld des Plangebiets befinden sich auch keine Gebiete oder Anlagen von denen 

eine derartige Gefahr für die zukünftigen Nutzungen im Plangebiet ausgeht. 

3 Naturschutzfachliche Eingriffsregelung 

Durch die mit der Aufstellung des B-Plans Stapelfeld Nr. 21 vorbereitete Entwicklung 

sind Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Land-

schafts- bzw. Ortsbildes zu erwarten. Gemäß den Aussagen des Bundesnaturschutz-

gesetzes (§ 15 Abs. 1 und 2 BNatSchG) ist der Verursacher eines Eingriffs verpflich-

tet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen und 

unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatz-

maßnahmen). Sind aufgrund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung 

von Bauleitplänen Eingriffe zu erwarten, ist gemäß § 18 BNatSchG (Verhältnis zum 

Baurecht) über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften 

des Baugesetzbuches zu entscheiden. Demnach ist die Eingriffsregelung in der Ab-

wägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. 

Nachfolgend werden die unvermeidbaren, im Sinne der Eingriffsregelung erheblichen 

Beeinträchtigungen zusammengefasst benannt:  

Pflanzen, Tiere 

- Verlust von Biotopen allgemeiner bis besonderer Bedeutung durch dauerhafte 

Flächeninanspruchnahme/Überbauung 

- Teilverlust geschützter Biotope (Knicks, Feldhecke) 

Boden 

- Verlust der Bodenfunktionen im Bereich allgemeiner Bedeutung durch anla-

gebedingte Versiegelung 

Landschaftsbild 

- Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch den Verlust der landschafts-

gerechten Eingrünung des Gewerbegebietes 
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3.1 Ermittlung des Ausgleichsbedarf 

Da mit den B-Plänen vorrangig die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den 

Straßenausbau der L222 geschaffen wird, erfolgt die Ermittlung des Ausgleichsbe-

darfs für die eingriffsbezogenen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des 

Landschaftsbildes nach den Vorgaben des vereinfachten Verfahrens gem. Orientie-

rungsrahmen für die Kompensationsermittlung im Straßenbau.  

Der Orientierungsrahmen geht davon aus, dass eine Kompensation beeinträchtigter 

Flächen und Funktionen ressourcenübergreifend stattfinden kann. Das heißt, dass 

eine multifunktionale Kompensation der betroffenen naturhaushaltlichen Funktionen 

möglich ist. Die betroffenen Funktionen sind jedoch zunächst einzeln zu erfassen und 

hinsichtlich der erforderlichen Kompensation zu beurteilen. Dazu wird zunächst die 

Betroffenheit von Biotopen durch Flächenverlust und Beeinträchtigungen ermittelt 

und die erforderliche Kompensation festgelegt. Die Ermittlung des Kompensations-

bedarfs für faunistische Lebensräume und Funktionsbeziehungen erfolgt verbal-ar-

gumentativ und kann in der Regel durch multifunktionale Kompensation (im Zuge der 

Kompensation für Biotopverluste oder Versiegelung) erreicht werden.  

Die abiotischen Landschaftsfaktoren Boden, Wasser, Klima und Luft werden zusam-

menfassend betrachtet. Dabei werden hinsichtlich der Versiegelung Wert- und Funk-

tionselemente allgemeiner und besonderer Bedeutung betrachtet, die einen eigenen 

Kompensationsbedarf erzeugen, der nicht zusammen mit der Kompensation für Ein-

griffe in Biotoptypen erfolgen kann. Beeinträchtigungen über die Versiegelung hinaus 

werden nur bei Wertelementen besonderer Bedeutung betrachtet. Für diese Eingriffe 

ist eine multi-funktionale Kompensation (im Zuge der Kompensation für Biotopver-

luste oder Versiegelung) möglich.  

Für das Landschaftsbild ist in der Regel eine multifunktionale Kompensation (im Zuge 

der Kompensation für Biotopverluste und Versiegelung) vorgesehen.  

Abiotische Landschaftsfaktoren (Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft) und 

Landschaftsbild 

In der Gemeinde Stapelfeld sind rund 3.890 m² von einer Neuversiegelung betroffen. 

Es werden keine Böden besonderer Bedeutung versiegelt. Durch die vorgesehenen 

467 m² Entsiegelung nicht mehr benötigter Verkehrsflächen werden die Beeinträchti-

gungen durch die Neuversiegelung bereits verringert.  

Der verbleibende Kompensationsbedarf für Flächen mit abiotischen Wert- und Funk-

tionselementen allgemeiner Bedeutung wird über eine Kompensationsfläche im Ver-

hältnis 1:0,5 erbracht. Unter Einbeziehung der Entsiegelung ergibt sich eine Soll-

Kompensation gem. Orientierungsrahmen von 1.712 m². 

Tabelle 5: Ermittlung des Ausgleichserfordernisses für die Neuversiegelung 

Eingriff Ausgleich durch  
Entsiegelung 

Auszuweisende 
Kompensationsfläche 

Versiege-
lung  

Entsiege-
lung 

Fak-
tor 

Geleisteter 
Ausgleich 

 Versie-
gelung 
netto 

im Ver-
hältnis 

Fläche 

3.890 m² 467 m² 1,00 467 m² 3.423 m² 0,50 1.712 m² 
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Unvermeidbare, erhebliche Beeinträchtigungen der abiotischen Landschaftsfaktoren 

durch die über die Versiegelung hinaus genannten Wirkungen des Vorhabens werden 

nach Vorgabe des Orientierungsrahmens ausschließlich für die abiotischen Land-

schaftsfaktoren mit besonderer Bedeutung erfasst, da davon auszugehen ist, dass 

die Kompensation der Beeinträchtigungen abiotischer Landschaftsfaktoren mit allge-

meiner Bedeutung multifunktional über die biotoptypenbezogene Kompensation er-

folgen kann. Da im Geltungsbereich des aufzustellenden B-Plans keine Wertele-

mente besonderer Bedeutung vorkommen, entfällt eine weitergehende Betrachtung.   

Der Ausgleich für das Landschaftsbild erfolgt multifunktional über die biotopbezogene 

Kompensation.  

Pflanzen und Tiere 

In der nachfolgenden Tabellen ist die Zusammenfassung der quantitativen Eingriffs-

ermittlung und der damit verknüpften Ableitung des Mindestkompensationsumfangs 

(Soll-Kompensation) für Biotope und Biotopkomplexe dargestellt 

Tabelle 6: Kompensationserfordernis für biotopbezogene Eingriffe 

Betroffener Biotop- und Nutzungstyp Kürzel R L Beeinträchtigung Soll-
Komp. 100% 20% 

Acker- und Gartenbauflächen, Baumschulen und Weihnachtsbaumplantagen 

Äcker AA 0,5 1,0 105 67 59 

Gartenbaufläche AG 0,5 1,0 6 212 24 

Summe    111 279 83 

       

Gehölze außerhalb von Wäldern       

Typische Feldhecke HFy 2,0 1,5 293 239 1.022 

Baumreihe aus heimischen Laubbäumen 
/ Ruderale Grasflur 

HRy/RHg 2,0 1,0 427 114 900 

Knick HW 2,0 1,5 777 36 2.353 

Typischer Knick HWy 2,0 1,5 381 118 1.214 

Summe    1.878 507 5.489 

       

Ruderal- und Pioniervegetation 

Ruderale Gras- und Staudenfluren RH 1,0 1,0 379 134 406 

Ruderale Grasflur RHg 1,0 1,0 19 124 44 

Ruderale Staudenflur frischer Standorte RHm 1,0 1,0 515 280 571 

Neophytenflur RHx 1,0 1,0 805 103 826 

Summe    1.718 641 1.847 

       

Biotoptypen im Zusammenhang mit baulichen Anlagen 

Anlage der Elektrizitätsversorgung SIe 0,5 1,0 8 12 5 

Gewerbegebiet SIg 0,5 1,0 30 427 58 

Bankette, extensiv gepflegt 
SVe 0,0 

2,0 51 - 0 

1,0 4.143 306 0 

Straßenbegleitgrün mit Gebüschen SVg 0,5 1,0 2 - 1 

Straßenbegleitgrün mit Bäumen 
SVh  0,5 

2,0 822 238 870 

1,0 1.474 681 805 

Bankette, intensiv gepflegt SVi  0,0 1,0 261 64 0 

Straßenbegleitgrün ohne Gehölze SVo 0,5 1,0 5.344 96 2.682 
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Betroffener Biotop- und Nutzungstyp Kürzel R L Beeinträchtigung Soll-
Komp. 100% 20% 

Vollversiegelte Verkehrsfläche SVs 0,0 1,0 19.872 897 0 

Summe    32.007 2.721 4.421 

       

Wälder und Brüche       

Sonstiger Laubwald auf bodensauren 
Standorten WLy 2,0 2,0 - 6 5 

Sonstiger Laubwald auf reichen Böden / 
Straßenbegleitgrün mit Bäumen 

WMy/SVh 2,0 1,0 75 - 150 

Summe    75 6 155 

       

Gesamt 35.789 4.154 
11.995 

    39.943 

Gesamt ohne versiegelte Verkehrsflächen (SVs) und  
Bankette (SVe und SVi) 

11.462 2.887 

11.995 

    14.349 

R  =  Regelkompensationsfaktor bei 100% Beeinträchtigung 
L =  Faktor für den Lagewert 
100% = Totalverlust in m² 
20% = Zeitweiliger Verlust (baubedingte Flächeninanspruchnahme) in m² 
Soll-Komp. =  Kompensationserfordernis in m² 

 

Der Verlust und die Beeinträchtigung von Biotopstrukturen außerhalb der Verkehrs-

flächen und Bankette erstrecken sich im Gemeindegebiet Stapelfeld auf rund 14.349 

m². Davon gehen Biotopstrukturen in einem Umfang von rund 11.462 m² dauerhaft 

und 2.887 m² zeitweilig verloren. Im Ergebnis beträgt die Flächengröße der biotopbe-

zogenen Soll-Kompensation gem. Orientierungsrahmen insgesamt rund 11.995 m².  

Gesetzlich geschützte Biotope 

Durch den B-Plan Stapelfeld Nr. 21 kommt es unvermeidbar zur Überbauung ge-

schützter Biotope (§ 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 LNatSchG) in einem Um-

fang von 1.844 m². Betroffen sind Hecken und Knicks auf einer Länge von 683 m.  

Der gem. Orientierungsrahmen ermittelte Kompensationsbedarf für die gesetzlich ge-

schützten Biotope beträgt 4.589 m². Die Ermittlung des Ausgleichserfordernisses für 

Knicks/Feldhecken erfolgt zusätzlich nach den Durchführungsbestimmungen zum 

Knickschutz (Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 

ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein, 2017). Nach den Ausgleichsgrund-

sätzen wird ein Ausgleich durch Neuanlage im Verhältnis 1:2 für die Beseitigung von 

Knicks erforderlich. Gem. Knickerlass müssen 1.366 m Knicks neu angelegt werden.  
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Tabelle 7: Verlust und Beeinträchtigung geschützter Biotope 

 Verlust und Beeinträchtigung geschützter Biotope 

 Eingriff gem. Durchfüh-
rungsbestimmungen  
zum Knickschutz 

Eingriff gem.  
Orientierungsrahmen 

Kon-
flikt-
Nr. 

Betroffener 
Biotoptyp 

Kür-
zel 

Länge (m) Soll-Komp. 
(m) 

Fläche (m²) Soll-Komp. 
(m²) 

B 2 Typische 
Feldhecke  

HFy 266 532 532 1.022 

B 2 Knick HW 266 532 813 2.353 

B 2 Typischer 
Knick  

HWy 151 302 499 1.214 

Gesamt 683 1.366 1.844 4.589 

 

Wald 

Bei den anlagebedingt beeinträchtigten Waldflächen handelt es sich um Bestände 

des Straßenbegleitgrün mit Bäumen (SVh). Alle Beeinträchtigungen wurden bereits 

im Rahmen der Eingriffsermittlung gem. Orientierungsrahmen in Bezug auf gestörte 

Lebensraumfunktionen berücksichtigt. Gleichzeitig ist ein Abgleich der ermittelten 

Kompensationsmaßnahmen mit den Kompensationsanforderungen nach dem ge-

meinsamen Erlass Straßenbau und Wald (Ministerium für Wirtschaft, Technologie 

und Verkehr / Ministerium für Umwelt Natur und Forsten, 1997) erforderlich. 

Tabelle 8: Kompensationsermittlung für Waldverluste 

Wald nach § 2 LWaldG (Biotoptyp Verlust (m²) Kompensationsbedarf 

Code Bezeichnung  Jungwald Faktor Bedarf (m²) 

SVh Straßenbegleitgrün mit Bäu-
men 

1.273 2 2.546 

 

Der nach dem Erlass Straßenbau und Wald ermittelte Kompensationsbedarf beträgt 

2.546 m².  

3.2 Kompensationsmaßnahmen innerhalb des Geltungsbereichs 

Anpflanzungen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-

gen 

Anpflanzen von sonstigen Bepflanzungen (Knick) mit Kennzeichnung 'b' 

Westlich des Groot Redders wird der im Zuge des Straßenbaus entfernte Knick in 

Teilen neu angelegt. Durch die Knickneuanlage innerhalb des Geltungsbereiches 

wird der Verlust von Knicks / Feldhecken anteilig ausgeglichen. Der anzupflanzende 

Knick ist mit einem Knickwall mit einer Höhe von 1 m bei einer Breite von 2,5 bis 3 m 

am Knickfuß und einer 1,2 bis 1,5 m breiten Krone anzupflanzen, die Wallkrone ist 

mit einer Pflanzmulde zu versehen. Die Bepflanzung erfolgt zweireihig mit gebietshei-

mischen Gehölzen des für die Region typischen Schlehen-Hasel-Knicks. Alle 30 m 

erfolgt die Anpflanzung einer gebietsheimischen Stieleiche zur Entwicklung als Über-

hälter. 

Mit der Maßnahme ist eine Kompensation für den Verlust von Knicks auf 155 m² (31 

lfm) gegeben.  
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3.3 Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs 

Mit Durchführung der Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches (Knickneuan-

lage) verbleiben folgende Ausgleichserfordernisse, für die Maßnahmen innerhalb des 

Geltungsbereichs des B-Plans nicht realisierbar sind:  

- 4.434 m² (1.335 lfm) für den Verlust gesetzlich geschützter Biotope 

- 2.546 m² für den Verlust von Wald gem. Erlass Straßenbau und Wald 

- 5.489 m² für den Verlust von Gehölz- und sonstigen Baumstrukturen 

- 6.351 m² für den Verlust sonstiger Biotope 

- 1.712 m² für Versiegelung  

Für die nicht innerhalb des Geltungsbereichs kompensierbaren Beeinträchtigungen 

wird auf folgende Ausgleichsflächen zurückgegriffen: 

- Maßnahmenfläche in der Gemeinde Stapelfeld (Flurstück 178, Flur 6) 

- Ersatzaufforstungsfläche Stecknitz-Delvenau (Gemeinde Witzeeze, Kreis 

Herzogtum Lauenburg, Flur 2, Flurstück 8/1) 

- Knickökokonten Lentföhrden (Gemeinde Lentföhrden, Kreis Segeberg, Flur-

stück 6/1, Flur 18 und Flurstück 9, Flur 22, Gemarkung Lentföhrden) 

- Knickökokonto Achtrup (Kreis Nordfriesland, Flurstücke 31, 28/1 und 25, Flur 

6, Gemarkung Achtrup). 

 

3.4 Sonstige Maßnahmen, Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen  

Knickschutzstreifen 

Innerhalb des im Rahmen des B-Plan Nr. 10, 4. Änderung festgesetzten Knickschutz-

streifens sind die Flächen als naturnahe Rasen- oder Wiesenfläche extensiv zu un-

terhalten. Die Flächen sind von jeglichen baulichen Anlagen freizuhalten. Ein Abla-

gern von Materialien, ständiges Befahren oder Abgrabungen sowie Aufschüttungen 

jeder Art sind unzulässig. 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Gehölzflächen als Erhaltungsgrün (EG) 

Westlich des anzulegenden Regenrückhaltebeckens und östlich der Autobahnauf-

fahrt, sind die Gehölzflächen als Erhaltungsgrün (EG) auch bei erforderlichen Rück-

schnitten in ihrer natürlichen Wuchsform auf Dauer zu erhalten.   

Erhalt des vorhandenen Baum- und Strauchbestands 

Die Flächen nördlich und südlich der L222, des Ahrensburger Wegs und am Groot 

Redder sind als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Straßenbegleitgrün 

festgesetzt. Innerhalb des Straßenbegleitgrüns ist der vorhandene Baum- und 

Strauchbestand auf der straßenabgewandten Seite der Entwässerungsmulde zu er-

halten und zu pflegen. 

Erhaltung von Bäumen 

Auf den Flächen des Straßenbegleitgrüns ist außerdem in Teilbereichen die Erhal-

tung von Bäumen vorgesehen. Die zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind dauerhaft 

zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und bei Abgang durch Neupflanzungen zu erset-

zen. Im Wurzelbereich der Bäume (Kronentraufe plus 1,50 m) sind Versiegelungen, 
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Abgrabungen sowie Aufschüttungen jeder Arte, ein Ablagern von Materialien und 

ständiges Befahren unzulässig.  

Erhalt von zwei Eichen östlich des Groot Redder 

Zum Erhalt von zwei Eichen östlich des Groot Redder erfolgt der Einbau von Wurzel-

brücken in den östlich der Gehölze verlaufenden Radweg. Der Einbau der Wurzel-

brücke erfolgt als Stahlgitterkonstruktion, die auf Schraubfundamenten aufliegt. 

Schraubfundamente werden zwischen den Wurzeln eingebracht. Über dem Stahlgit-

ter erfolgt der Einbau einer durchgehenden Deckschicht. 

Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Anlage von Leitstrukturen für Fledermäuse 

Im Kreuzungsbereich L 222 / Ahrensburger Weg / Groot Redder ist die Anlage von 

Leitstrukturen für Fledermäuse als artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme 

vorgesehen. Die geplante Anlage erfolgt durch die Pflanzung von einer min. 5 m brei-

ten Gehölzreihe mit einer dauerhaften Höhe von min. 3 Meter über Gelände. Sofern 

die Gehölzstrukturen zu Betriebsbeginn der Straße nicht funktionsfähig sind, erfolgt 

eine provisorische Leiteinrichtung mit einer Höhe von mind. 3 Meter. 

Gehölzpflanzung als Abschirmgrün (ASG) 
 
Nördlich der L 222 und westlich der Auffahrt zum Gewerbegebiet ist eine heckenar-
tige Gehölzpflanzung als Abschirmgrün (ASG) durchzuführen. Es sind standortge-
rechte Laubgehölze und kleinkronige Laubbaumarten zu pflanzen. 

 

3.5 Bilanz 

Die nachfolgende Tabelle enthält die Gegenüberstellung des ermittelten Ausgleich-

serfordernisses sowie der vorgesehenen Maßnahmen zur Kompensation.  

Tabelle 9: Bilanz Ausgleichserfordernis / Kompensationsmaßnahmen 

Ausgleichs-  
erfordernis 

Umfang Ausgleich durch Zu entwi-
ckelnde 
Qualität 

Anrechenbarer 
Umfang 

Für Waldverlust 2.546 m²  Ersatzaufforstungsflä-
che Stecknitz-Del-
venau 

Wald 2.546 m² 

Für den Verlust 
gesetzlich ge-
schützter Bio-
tope 

4.589 m² 
(1.366 lfm) 

Anlage von Knicks 
(Gemeinde Stapelfeld) 

Knicks 155 m²  
(31 lfm) 

Knickökokonto 
Lentföhrden 

Knicks 1.267 m²  
(362 lfm) 

Knickökokonto  
Achtrup 

Knicks 4.865 m²  
(973 lfm) 

Für den Verlust 
von Gehölz- und 
sonstigen  
Baumstrukturen 

5.489 m² Anlage von Knicks 
(Gemeinde Stapelfeld) 

Knicks 155 m² 

Knickökokonto 
Lentföhrden 

Knicks 1.267 m² 

Knickökokonto  
Achtrup 

Knicks 4.865 m² 

Für den Verlust 
sonstiger Bio-
tope 
 

6.444 m² Maßnahmenfläche 
Stapelfeld 

Extensiv-
grünland 

6.444 m² 
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Ausgleichs-  
erfordernis 

Umfang Ausgleich durch Zu entwi-
ckelnde 
Qualität 

Anrechenbarer 
Umfang 

- Acker, Garten-
baufläche 

- Ruderalfluren / 
Säume, Stau-
denfluren 

- Siedlungs- 
und Verkehrs-
flächen 

Für Versiege-
lung 

1.712 m² Maßnahmenfläche 
Stapelfeld 

Extensiv-
grünland 

1.712 m² 

 

Zur ausführlichen Darstellung der Ausgleichserfordernisse und Kompensationsmaß-

nahmen wird auf den bereits erstellten landschaftspflegerische Begleitplan, ein-

schließlich der Maßnahmenblätter verwiesen (siehe Anhang 1).   

4 Zusätzliche Angaben 

4.1 Merkmale der verwendeten Verfahren / Hinweise auf Schwierigkeiten 

bei der Erstellung des Umweltberichts 

Die wichtigsten Merkmale der im Rahmen der Umweltprüfung verwendeten techni-

schen Verfahren werden in den jeweiligen Fachgutachten bzw. bei den einzelnen 

Schutzgütern beschrieben. Sie entsprechen dem gegenwärtigen Wissensstand und 

allgemein anerkannten Prüfmethoden. Die für die Umweltprüfung auf der Ebene des 

Bebauungsplans erforderlichen Erkenntnisse liegen vor, soweit sie nach Inhalt und 

Detaillierungsgrad des Bebauungsplans angemessener Weise verlangt werden kön-

nen. Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind nicht aufgetreten, 

insbesondere liegen keine Kenntnislücken vor. 

4.2 Monitoring 

Die Überwachung erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen Verpflichtungen zur Um-

weltüberwachung nach Wasserhaushalts-, Bundesimmissionsschutz- (Luftqualität, 

Lärm), Bundesbodenschutz- (Altlasten), Bundesnaturschutzgesetz (Umweltbeobach-

tung) sowie ggf. weiterer Regelungen. Damit sollen unvorhergesehene erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen, die infolge der Planrealisierung auftreten, erkannt 

werden. Die Überwachung von Minderungsmaßnahmen innerhalb des Plangebiets 

erfolgt im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren. Ausgleichsmaßnahmen außer-

halb des Plangebiets werden in der Regel durch die zuständigen Fachämter durch-

geführt und überwacht.  

4.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Mit der Aufstellung des B-Plans Stapelfeld Nr. 21 werden die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für den geplanten Ausbau der L222 geschaffen. Die für den B-Plan 

durchzuführende Umweltprüfung erfolgt gem. BauGB. 

Der Bebauungsplan-Entwurf setzt fest: 

 Gewerbegebiet 

 Straßenverkehrsflächen 

 Flächen für Versorgungsanlagen, Zweckbestimmung: Regenrückhaltebecken 
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 Private Grünfläche 

 Öffentliche Grünfläche 

 Flächen für die Landwirtschaft 

 Flächen für den Wald 

 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

 
Gem. § 2 (4) BauGB wurden im Rahmen des Umweltberichts die möglichen Auswir-

kungen auf die Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a unter Berücksichtigung 

der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen ermittelt und bewertet.  

 Durch die Überbauung von Flächen werden gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 

LNatSchG gesetzlich geschützte Knicks und Feldhecken in einem Umfang 

von 683 lfm (1.844 m²) beseitigt.  

 Durch den B-Plan werden insgesamt 39.943 m² Biotope in Anspruch genom-

men (bau- und anlagebedingt) 

 Durch die Überbauung/Versiegelung von bisher unversiegelten Böden in ei-

nem Umfang von ca. 3.890 m³ gehen die mit dem Boden verbundenen Funk-

tionen für den Naturhaushalt verloren.  

 Durch den B-Plan kann die landschaftsgerechte Eingrünung des Gewerbege-

bietes teilweise nicht erhalten werden. 

Zur Minimierung von Beeinträchtigungen werden im B-Plan Festsetzungen getroffen 

zum Erhalt von Einzelbäumen, dem Erhalt von sonstigen Bepflanzungen (Knick), dem 

Erhalt von Gehölzflächen als Erhaltungsgrün (EG) sowie dem Anpflanzen von sons-

tigen Bepflanzungen (Anlage von Leitstrukturen für Fledermäuse).  

Zur Minimierung des Eingriffs in das Landschaftsbild wird eine Gehölzpflanzung als 

Abschirmgrün festgesetzt (ASG). 

Die Wiederherstellung eines Knicks (31 m, 155 m²) an der L222 wird als Maßnahme 

zum Ausgleich innerhalb des Geltungsbereichs vorgesehen. Der verbleibende Kom-

pensationsbedarf wird außerhalb des Geltungsbereichs auf einer Maßnahmenfläche 

in Stapelfeld, einer Ersatzaufforstungsfläche in Stecknitz-Delvenau (Gemeinde 

Witzeeze, Kreis Herzogtum Lauenburg) sowie den Knickökokonten Lentföhrden 

(Kreis Segeberg) und Achtrup (Kreis Nordfriesland) erbracht.   

Mit dem Vollzug des B-Plans werden keine Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 

BNatSchG ausgelöst, bzw. es kann durch die Umsetzung der dargestellten Maßnah-

men (Bauzeitenregelung, Wiederherstellung von Leitstrukturen an der L222) im Plan-

vollzug ein Verstoß gegen die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote vermieden wer-

den.  

Die im Geltungsbereich des B-Plans befindlichen Flächen des FFH-Gebiets „Kamm-

molchgebiet Höltigbaum/Stellmoorer Tunneltal“ werden kleinräumig überplant. Mit 

dem B-Plan sind keine Wirkungen verbunden, die zu einer Beeinträchtigung der 

Schutz- und Erhaltungsziele des FFH-Gebietes führen können.   

Die mit dem B-Plan veränderte Oberflächenentwässerung mit Einleitung in die Braa-

ker Au führt zu keiner Beeinträchtigung des Gewässers. Eine erhebliche Beeinträch-

tigung der Schutz- und Erhaltungsziele des FFH-Gebietes „Stellmoorer Tunneltal/Höl-

tigbaum“ ist ausgeschlossen.  


